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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther 
Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, 
Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Alexander 
Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi 
Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Frak-
tion (FREIE WÄHLER) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 
2017/2018; 
hier: Wiederbesetzungssperre ersatzlos streichen 
(Drs. 17/12806) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Art. 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

1. Die Sätze 2 bis 4 werden aufgehoben.  

2. Der bisherige Satz 5 wird Satz 2. 

 

 

Begründung: 

Die Wiederbesetzungssperre führt dazu, dass in die eh schon dünne 
Personaldecke weitere Löcher gerissen werden. Der Wissenstransfer 
vom ausscheidenden Beschäftigten zum jeweiligen Nachfolger wird 
dadurch fast unmöglich gemacht, was zu einer verlängerten Einarbei-
tungszeit führt. Die Leidtragenden sind die Kolleginnen und Kollegen, 
die über mindestens drei Monate die Arbeit mit übernehmen müssen, 
aber auch die Bürgerinnen und Bürger, deren Anliegen mindestens 
während der Zeit der Wiederbesetzungssperre nicht oder zumindest 
verzögert bearbeitet werden. Die Wiederbesetzungssperre ist daher 
umgehend zu streichen.  
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 17/12806 

über die Feststellung des Haushaltsplans des Freistaates 
Bayern für die Haushaltsjahre 2017 und 2018 (Haushaltsge-
setz 2017/2018 - HG 2017/2018) 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Flori-
an Streibl, Peter Meyer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/14278 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 
2017/2018; 
hier: Wiederbesetzungssperre ersatzlos streichen 
(Drs. 17/12806) 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Flori-
an Streibl, Peter Meyer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/14279 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 
2017/2018; 
hier: Wegfall des Stelleneinzugs nach Art. 6b HG 
(Drs. 17/12806) 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Flori-
an Streibl, Peter Meyer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/14280 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 
2017/2018; 
hier: Übernahme rechtskräftig festgestellter Schmerzens-
geldansprüche 
(Drs. 17/12806) 
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5. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Flori-
an Streibl, Peter Meyer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/14281 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 
2017/2018; 
hier: Änderung des Bayerischen Reisekostengesetzes 
(Drs. 17/12806) 

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller, Ste-
fan Schuster, Horst Arnold u.a. SPD 

Drs. 17/14282 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 
2017/2018; 
hier: Streichung der Wiederbesetzungssperre 
(Drs. 17/12806) 

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller, Ste-
fan Schuster, Horst Arnold u.a. SPD 

Drs. 17/14283 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 
2017/2018;  
hier: Abschaffung der pauschalen Stellensperre 
(Drs. 17/12806) 

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller, Ste-
fan Schuster, Horst Arnold u.a. SPD 

Drs. 17/14284 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 
2017/2018; 
hier: Schaffung verbesserter Beförderungsmöglichkeiten 
(Drs. 17/12806) 

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller, Ste-
fan Schuster, Klaus Adelt u.a. SPD 

Drs. 17/14285 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 
2017/2018; 
hier: Verbesserungen für Beamte im Dienst zu ungünstigen 
Zeiten 
(Drs. 17/12806) 
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10. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Lud-
wig Hartmann, Claudia Stamm u.a. und Frakti-
on (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/14286 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 
2017/2018 
(Drs. 17/12806) 

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, 
Karl Freller, Kerstin Schreyer u.a. CSU 

Drs. 17/14287 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haushaltsgesetz 
2017/2018 
(Drs. 17/12806) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass folgende Änderungen durch-
geführt werden: 

 

1. Art. 1 (Feststellung des Haushaltsplans) wird wie folgt gefasst: 

„Art. 1 

Feststellung des Haushaltsplans 

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan des 

Freistaates Bayern für die Haushaltsjahre 2017 und 2018 wird in 

Einnahmen und Ausgaben 

1. für das Haushaltsjahr 2017 auf 58 580 025 000 € und 

2. für das Haushaltsjahr 2018 auf 60 091 546 600 € 

festgestellt.“ 

2. Art. 6 (Bewirtschaftung der Personalausgaben, Stellenbesetzung) 

wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„
1
In Kapitel 15 05 kann das Staatsministerium für Bildung und 

Kultus, Wissenschaft und Kunst, in den Kapiteln 15 06 bis 

15 27, 15 32 bis 15 48, 15 50 sowie 15 59 bis 15 64 können 

die Hochschulen und das Elitenetzwerk Bayern innerhalb ih-

res jeweiligen Kapitels die Wertigkeiten der ausgebrachten 

Stellen für Forschung und Lehre neu festsetzen, soweit die 

Stellen frei sind oder frei werden und ein unabweisbarer Be-

darf für die Neufestsetzung besteht.“ 
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b) Abs. 14 wird wie folgt gefasst: 

„(14) Das Staatsministerium der Finanzen, für Landesent-

wicklung und Heimat wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 

den betroffenen obersten Dienstbehörden im Rahmen von 

Behördenverlagerungen in besonderen Einzelfällen Stellen, 

die der Stellenbindung gemäß Abs. 1 Satz 1 unterliegen, um-

zusetzen und bei Bedarf kostenneutral umzuwandeln.“ 

3. Art. 8 (Sonstige Ermächtigungen und Regelungen) wird wie folgt 

geändert: 

a) In Abs. 1 Nr. 8 wird die Angabe „Abs. 6 und 7“ durch die An-

gabe „Abs. 6“ ersetzt. 

b) Nach Abs. 8 werden die folgenden Abs. 9 bis 11 angefügt: 

„(9) Das Staatsministerium der Finanzen, für Landesent-

wicklung und Heimat wird ermächtigt, der Stadibau – Gesell-

schaft für den Staatsbedienstetenwohnungsbau in Bayern mit 

beschränkter Haftung ein auf die Dauer von 60 Jahren befris-

tetes, unentgeltliches Erbbaurecht am staatseigenen Grund-

stück Flurstück-Nr. 439/52 der Gemarkung Oberföhring zu 

4 149 m² einzuräumen. 

(10) Das Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wis-

senschaft und Kunst wird ermächtigt, der Helmholtz-Zentrum 

für Infektionsforschung Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

Braunschweig ein unentgeltliches Erbbaurecht an dem 

staatseigenen Grundstück Flurstück-Nr. 4400 der Gemarkung 

Würzburg von rund 4 200 m² für die Errichtung eines Gebäu-

des für das Helmholz-Institut RNA & Infektion Würzburg (HIRI) 

einzuräumen. 

(11) Das Staatsministerium des Innern, für Bau und Ver-

kehr wird ermächtigt, die Durchfinanzierung der Zweiten S-

Bahn-Stammstrecke München gemäß Bau- und Finanzie-

rungsvertrag bis zu einem Betrag von 3 849 000 000 € zu er-

klären; der Betrag umfasst auch eine Vorfinanzierung des Fi-

nanzierungsanteils des Bundes durch den Freistaat Bayern.“ 
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4. Nach Art. 9 werden die folgenden Art. 10 bis 12 eingefügt: 

„Art. 10 
Änderung des Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes 

Art. 26 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 des Bayerischen Beamtenversor-
gungsgesetzes (BayBeamtVG) vom 5. August 2010 (GVBl. S. 
410, 528, 764, BayRS 2033-1-1-F), das zuletzt durch § 5 des Ge-
setzes vom 24. Juli 2015 (GVBl. S. 266) geändert worden ist, wird 
wie folgt gefasst:  

„3.  in den Fällen des Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, wenn eine nach Art. 14 
Abs. 1 ruhegehaltfähige Dienstzeit von 20 Jahren zurückge-
legt worden ist 

a) bis zum 31. Dezember 2016 im Schicht- oder Wechsel-

schichtdienst, 

b) ab dem 1. Januar 2017 mit mindestens 450 abgerechne-

ten Stunden Nacht-, Sonntags- und Feiertagsdienst pro 

Kalenderjahr oder 

c) in vergleichbar belastenden unregelmäßigen Diensten.“ 

Art. 11 
Änderung der Bayerischen Zulagenverordnung 

Die Bayerische Zulagenverordnung (BayZulV) vom 16. November 
2010 (GVBl. S. 747, BayRS 2032-2-11-F), die zuletzt durch § 2 
der Verordnung vom 4. Oktober 2016 (GVBl. S. 302) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 12 wie folgt ge-

fasst: 

„§ 12 (aufgehoben)“. 

2. § 12 wird aufgehoben. 

3. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nr. 1 wird aufgehoben. 

bb) Die bisherigen Nrn. 2 bis 5 werden die Nrn. 1 bis 4. 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

c) Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden die Abs. 2 und 3. 

d) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 4 und die Wörter „der Abs. 

1 Nrn. 1 und 3, Abs. 2 bis 4“ werden durch die Wörter 

„von Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 und 3“ ersetzt. 
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4. Anlage 4 wird wie folgt gefasst: 

Erschwerniszulagen 

Rechtsgrundlage Betrag in Euro 

   je Stunde 

§ 11 Abs. 2 
Satz 1 

Nr. 1  3,32 

in der Zeit zwischen 20:00 Uhr und 
6:00 Uhr 

4,00 

Nr. 2  0,66 

für Beamte und Beamtinnen mit einer 
Zulage nach Art. 34 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
bis 6 BayBesG 

0,81 

Nr. 3 4,00 

  je Monat 

§ 13  Abs. 1 16,02 

Abs. 2 48,07 

Abs. 3 64,09 

§ 14  Satz 1 Nr. 1 261,12 

Nr. 2, 3 160,21  

Satz 2 160,21  

§ 14a  143,22  

§ 15  Abs. 1 
Satz 1 

Nr. 1 mit Zusatzqualifikation 376,49  

ohne Zusatzqualifikation 331,10  

Nr. 2 mit Zusatzqualifikation 338,05  

ohne Zusatzqualifikation 292,65  

Abs. 2 48,07  

§ 16  Abs. 1 40,06  

Abs. 2 16,02  

   je Stunde 

§ 17 Abs. 3 
Satz 1 in  
Verbindung 
mit § 17 
Abs. 2 Satz 1 

Nr. 1  2,88 

Nr. 2  Tauchtiefe bis zu 5 m 11,96  

mehr als 5 m 14,51  

mehr als 10 m 18,03 

mehr als 15 m bis zu 20 m 23,22  

je weitere 5 m  4,63  

 

§ 18 Abs. 1 je Einsatz 26,70  

monatlicher Höchstbetrag 400,45 

Abs. 2 Satz 1 je Einsatz bis zu 267,02  

Abs. 3 monatlicher Gesamtbetrag 854,46  

Abs. 4 je Einsatz 16,02  

monatlicher Höchstbetrag 240,33  
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Art. 12 
Änderung des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes 

Das Bayerische Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 455, 
633, BayRS 2230-7-1-K), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 
23. Juni 2016 (GVBl. S. 102) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:  

1. In der Inhaltsübersicht wird in der Angabe zu Art. 51 das Wort 

„kirchlichen“ gestrichen. 

2. Art. 51 wird wie folgt gefasst:  

„Art. 51 
Vorkurse an Spätberufenengymnasien 

An Spätberufenengymnasien, die am 1. Januar 1987 als solche in 

kirchlicher Trägerschaft standen, werden Vorkurse auch weiterhin 

in die Förderung nach Art. 38 bis 40 und 46 einbezogen.“ 

5. Die bisherigen Art. 10 und 11 werden die Art. 13 und 14. 

6. Die Anlage 2 (DBestHG 2017/2018) wird wie folgt geändert: 

a) In der Kopfzeile wird die Angabe „(zu Art. 10)“ durch die An-

gabe „(zu Art. 13)“ ersetzt. 

b) In Nr. 4.8 Satz 2 werden die Wörter „zum frühestmöglichen 

Beginn einer abschlagsfreien Rente wegen Alters anfallen 

würden“ durch die Wörter „zu dem Zeitpunkt anfallen würden, 

zu dem die oder der Beschäftigte das gesetzlich festgelegte 

Alter für eine Regelaltersrente erreicht hätte“ ersetzt. 

c) In Nr. 4.9 Satz 1 werden die Wörter ‚des Konzepts „Regionali-

sierung von Verwaltung“‘ durch die Wörter ‚der Heimatstrate-

gie (Konzept „Regionalisierung von Verwaltung“ und „Struk-

turkonzept – Chancen im ganzen Land“)‘ ersetzt. 

d) Der Nr. 7 wird folgende Nr. 7.5 angefügt: 

„7.5  Rückzahlungen von Einzahlungen, die über eine elektro-
nische Bezahlplattform abgewickelt werden, dürfen von 
der Einnahme abgesetzt werden.“ 

7. Die Anlage zu Art. 1 des Haushaltsgesetzes wird wie folgt geän-

dert: 

7.1. Einzelplan 03B - Staatsministerium des Innern, für Bau und 

Verkehr  

- Staatsbauverwaltung - 

Die Verpflichtungsermächtigungen des Einzelplans 03B wer-

den um folgenden Betrag erhöht und die Fälligkeit der Ver-

pflichtungsermächtigung wie folgt geändert: 
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Verpflichtungsermächtigung Haushaltsstelle 2017 

Tsd. € 

Summe der Verpflichtungsermächtigungen im  

Einzelplan 03B bisher 

 7 480 069,2 

Zuschüsse des Landes an Gemeinden für Maßnahmen 

im Rahmen des Bayer. Städtebauförderungspro-

gramms und für sonstige städtebauliche Maßnahmen 

Verpflichtungsermächtigung 2017 Tsd. €   50 900,0 

Von den in 2017 veranschlagten VE in Höhe von 

50 900,0 Tsd. € werden fällig  

2018  10 180,0 Tsd. € 

2019 bis 2020 jährlich 12 725,0 Tsd. € 

2021 bis 2022 jährlich 7 635,0 Tsd. € 

Verpflichtungsermächtigung 2018 bleibt unverändert. 

03 65/883 82 + 10 000,0 

Summe der Verpflichtungsermächtigungen im  

Einzelplan 03B neu 

 7 490 069,2 

7.2. Einzelplan 15 - Staatsministerium für Bildung und Kultus, 

Wissenschaft und Kunst  

- Wissenschaft und Kunst- 

a) Bei Kap. 15 12 (Technische Universität München) wird 

folgender neuer Titel eingefügt: 

Titel FKZ Zweckbestimmung 2017 
Tsd. € 

2018  
Tsd. € 

342 10 133 Zuschüsse Dritter für die Baumaßnahme 
„Errichtung eines Hörsaalgebäudes  
(Interim-2) der Technischen Universität 
München am Standort Garching“ 
Vgl. Vermerk zu 15 12/715 44 - Anlage S 

--- --- 

b) In der Anlage S (Sonderausweis der staatlichen Hoch-

baumaßnahmen) wird bei Kap. 15 12 folgender neuer Ti-

tel eingefügt: 

 

Titel FKZ Zweckbestimmung 2017 
Tsd. € 

2018  
Tsd. € 

715 44 133 Errichtung eines Hörsaalgebäu-
des  
(Interim-2) der Technischen 
Universität München am Stand-
ort Garching 
- Planung - 
Die Ausgabebefugnis erhöht 
sich um die Isteinnahme bei 
15 12/342 10. 

--- --- 
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c) Die Ausgabenansätze sowie die Schlusssumme des 

Einzelplans 15 werden wie folgt erhöht: 

Haushaltsansatz 

Ausgaben 

Haushalts-

stellen 

2017 

Tsd. € 

2018 

Tsd. € 

Gesamtausgaben bisher lt. Re-

gierungsentwurf einschl. Nach-

schubliste vom 17.10.2016 

 6 645 887,6 6 758 281,0 

Bezüge der Professoren 15 49/422 02 + 417,5 + 1 698,6 

Erwerb von Geräten, Ausstattungs- 

und Ausrüstungsgegenständen 

15 49/812 78 + 1 523,7 --- 

Entgelte der Arbeitnehmer 15 50/428 01 + 58,8 + 297,2 

Gesamtausgaben neu  6 647 887,6 6 760 276,8 

d) Im Stellenplan des Einzelplans 15 werden 

aa) im Kapitel 15 49 (Sammelansätze für die Hochschu-
len für angewandte Wissenschaften - Fachhoch-
schulen) bei dem neuen Titel 422 02 Buchst. e (Pro-
fessoren zur Stärkung der angewandten Forschung 
und Entwicklung (kapazitätsneutral)) im Haushalts-
jahr 2017 19 Planstellen der BesGr W 2 (Professor, 
Professorin) und 

bb) im Kapitel 15 50 (Bayer. Akademie der Wissenschaf-

ten München) bei Titel 428 01 (Arbeitnehmer und 

Arbeitnehmerinnen) im Haushaltsjahr 2017 eine 

Stelle der EGr 14 (Arbeitnehmer, Arbeitnehmerin) 

und zwei Stellen der EGr 13 (Arbeitnehmer, Arbeit-

nehmerin) sowie im Haushaltsjahr 2018 drei Stellen 

der EGr 13 (Arbeitnehmer, Arbeitnehmerin) 

neu ausgebracht. 

 

e) Bei Kap. 15 28 TG 87 wird folgender neuer Titel ausge-

bracht: 

Titel FKZ Zweckbestimmung 2017 

Tsd. € 

2018 

Tsd. € 

519 87 132 Unterhaltung der Grundstücke und bau-

lichen Anlagen 

Einseitig deckungsfähig zu Lasten der 

Anlage S des Epl. 15 

--- --- 
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f) Bei Kap. 15 28 Titel 891 87 wird folgender Vermerk aus-

gebracht: 

„Vgl. Vermerk bei Titel 519 87“ 

g) Bei Kap. 15 05 Tit. 893 80 wird folgender Haushaltsver-

merk ausgebracht:  

„In den Jahren 2017 und 2018 bis zur Höhe von jeweils 
5.000,0 Tsd. € einseitig deckungsfähig zu Lasten der An-
lage S des Epl. 15.“ 
 

Berichterstatter 1, 11: Hans Herold 
Berichterstatter 2-5: Bernhard Pohl 
Berichterstatter 6-9: Harald Güller 
Berichterstatter 10: Thomas Mütze 
Mitberichterstatter 1, 11: Harald Güller 
Mitberichterstatter 2-10: Hans Herold 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen federführend zugewiesen. Der Ausschuss 
für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen hat den Gesetz-
entwurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzentwurf und die 
Änderungsanträge Drs. 17/14278, Drs. 17/14279, Drs. 
17/14280, Drs. 17/14281, Drs. 17/14282, Drs. 17/14283, Drs. 
17/14284, Drs. 17/14285, Drs. 17/14286 und Drs. 17/14287 in 
seiner 134. Sitzung am 24. November 2016 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
mit den in I. enthaltenen Änderungen Z u s t im m u n g  emp-
fohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 17/14287 hat der 
Ausschuss einstimmig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erle-
digung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 17/14286 hat der 
Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

  



Drucksache 17/14636 Bayerischer Landtag 17. Wahlperiode Seite 11 

 

Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 17/14284 und 
17/14285 hat der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 17/14281 hat der 
Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 17/14278, 17/14279, 
17/14280, 17/14282 und 17/14283 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
hat den Gesetzentwurf und die Änderungsanträge Drs. 
17/14278, Drs. 17/14279, Drs. 17/14280, Drs. 17/14281, Drs. 
17/14282, Drs. 17/14283, Drs. 17/14284, Drs. 17/14285, Drs. 
17/14286 und Drs. 17/14287 in seiner 62. Sitzung am 1. De-
zember 2016 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses 
zu g e s t im m t .  
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 17/14287 hat der 
Ausschuss einstimmig Z u s t im m u n g  empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. seine Erle-
digung gefunden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 17/14286 hat der 
Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 17/14284 und 
17/14285 hat der Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 17/14281 hat der 
Ausschuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 
Hinsichtlich der Änderungsanträge Drs. 17/14278, 17/14279, 
17/14280, 17/14282 und 17/14283 hat der Ausschuss mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Peter Winter 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen:  

Die nachstehend genannten Änderungsanträge 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum Haus-
haltsgesetz 2017/2018 (Drs. 17/12806) werden ab-
gelehnt: 

17/14636 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2017/2018; 

hier: Wiederbesetzungssperre  
ersatzlos streichen 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14278   

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2017/2018; 

hier: Wegfall des Stelleneinzugs nach Art. 6b HG 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14279   

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2017/2018; 

hier: Übernahme rechtskräftig festgestellter 
Schmerzensgeldansprüche 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14280   

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2017/2018; 

hier: Änderung des Bayerischen Reisekosten-
gesetzes 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14281   

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller, 
Stefan Schuster, Horst Arnold u.a. SPD 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2017/2018; 

hier: Streichung der Wiederbesetzungssperre 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14282   

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller, 
Stefan Schuster, Horst Arnold u.a. SPD 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2017/2018;  

hier: Abschaffung der pauschalen Stellensperre 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14283   

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller, 
Stefan Schuster, Horst Arnold u.a. SPD 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2017/2018; 

hier: Schaffung verbesserter Beförderungs-
möglichkeiten 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14284   

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller, 
Stefan Schuster, Klaus Adelt u.a. SPD 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2017/2018; 

hier: Verbesserungen für Beamte im Dienst zu 
ungünstigen Zeiten 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14285   
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9. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2017/2018 

(Drs. 17/12806) 

Drs. 17/14286      

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer
Abg. Martin Bachhuber
Abg. Günther Knoblauch
Abg. Bernhard Pohl
Abg. Claudia Stamm
Abg. Peter Winter
Präsidentin Barbara Stamm
Abg. Christine Kamm
Abg. Harald Güller
Abg. Hans Herold
Abg. Susann Biedefeld
Staatsminister Dr. Markus Söder



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe die Tagesordnungspunkte 17 bis 19 

gemeinsam auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 

(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2017) (Drs. 17/12805) 

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag von Abgeordneten der CSU-Fraktion

(Drs. 17/14656)

Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER

(Drsn. 17/14275 und 17/14276)

Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

(Drs. 1714277)

und

Haushaltsplan 2017/2018

Einzelplan 13 für den Geschäftsbereich Allgemeine Finanzverwaltung

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-Fraktion

(Drsn. 1714089 und 17/14655)

Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-Fraktion

(Drsn. 17/14009 mit 17/14020)

Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER

(Drsn. 17/13980 mit 17/13987)

Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

(Drsn. 17/14225 mit 17/14239)

und
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Gesetzentwurf der Staatsregierung

über die Feststellung des Haushaltsplans des Freistaates Bayern für die 

Haushaltsjahre 2017 und 2018 (Haushaltsgesetz 2017/2018 - HG 2017/2018) 

(Drs. 17/12806) 

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-Fraktion

(Drsn. 17/14287 und 17/14657)

Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-Fraktion

(Drsn. 17/14282 mit 17/14285)

Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER

(Drsn. 17/14278 mit 17/14281)

Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

(Drs. 17/14286)

In die Beratung mit einbezogen werden die vorgenannten, zum Plenum eingereichten 

Änderungsanträge der CSU-Fraktion auf Drucksache 17/14656 zur Änderung des Fi-

nanzausgleichsgesetzes 2017, auf Drucksache 17/14655 betreffend die Schlüsselzu-

weisungen beim Kapitel 13 10 und auf Drucksache 17/14657 zur Änderung des Haus-

haltsgesetzes 2017/2018.

Im Ältestenrat wurde für die gemeinsame Aussprache eine Gesamtredezeit von drei 

Stunden vereinbart. Davon entfallen auf die Fraktion der CSU 44 Minuten, auf die 

SPD-Fraktion 34 Minuten sowie auf die Fraktionen der FREIEN WÄHLER und von 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN jeweils 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung ori-

entiert sich an der Redezeit der stärksten Fraktion. Sie kann deshalb bis zu 44 Minu-

ten sprechen, ohne dass sich dadurch die Redezeit der Fraktionen verlängert. Bevor 

ich die Aussprache eröffne, gebe ich bekannt, dass die SPD-Fraktion zu ihren Ände-

rungsanträgen zum Einzelplan 13 und zum Haushaltsgesetz auf den Drucksa-

chen 17/14020 und 17/14284 namentliche Abstimmung beantragt hat. – Ich eröffne 
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die gemeinsame Aussprache. Als erster Redner hat der Herr Kollege Bachhuber das 

Wort. Bitte sehr.

Martin Bachhuber (CSU): Herr Präsident, Herr Staatsminister Dr. Söder, Hohes 

Haus! Um es vorwegzunehmen: Ich spreche nur zum kommunalen Finanzausgleich. 

Zum Finanzausgleichsgesetz und zum Haushaltsgesetz sprechen dann der Kollege 

Winter und der Kollege Herold.

Der Grundsatz bei der Aufstellung des kommunalen Finanzausgleichs ist der Ver-

gleich der Finanzentwicklung von Staat und Kommunen. Ich freue mich, wiederholt 

feststellen zu können, dass der 10-Jahres-Vergleich auch diesmal zugunsten der 

Kommunen ausfällt. Nicht nur sprudeln die Steuereinnahmen weiterhin, wie wir schon 

oft gehört haben. Die Kommunen konnten die Ausgaben für freiwillige Leistungen im 

Jahr 2014 auf über 6,8 Milliarden Euro steigern. Das sind 21 % ihrer Gesamteinnah-

men. Ich meine, das ist ein enorm hoher Anteil. Ich darf festhalten: Wäre der Freistaat 

Bayern nicht der verlässliche Partner der Kommunen, wäre dies in dieser Höhe nicht 

möglich. Das Schöne und Beruhigende daran ist, dass der Blick in die Zukunft keine 

Verschiebungen zulasten der Kommunen erkennen lässt. Nach wie vor bestehen hohe 

Belastungen im Asylbereich. Dies trifft den Staat wie die Kommunen, wobei jeder sei-

nen Anteil tragen muss. Der Vorsitzende des Städtetages, OB Maly, sagt hierzu in sei-

nem Rundbrief 2016: "Der Freistaat Bayern hat, anders als andere Bundesländer, 

einen Großteil der Kosten erstattet." – Damit stehen Bayerns Kommunen besser da.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU): Jawohl! – Peter Winter (CSU): Da hat 

er recht!)

Meine lieben Kollegen, auch der Ländervergleich unterstreicht die gute Finanzlage der 

bayerischen Kommunen. Sie haben seit Jahren die mit Abstand höchste Investitions-

quote. Während die westlichen Flächenländer 2015 im Durchschnitt auf 13,3 % kom-

men, sind es in Bayern fast 23 %. Der Krisenindikator der kommunalen Kassenkredite 

spielt bei uns praktisch keine Rolle. Sie machen nur 1,6 % der Gesamtverschuldung 
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aus. Die Kommunen anderer Bundesländer wären froh, wenn sie auch nur annähernd 

auf solche Werte kämen. Deshalb war es keine Überraschung, dass die Gespräche 

mit den kommunalen Spitzenverbänden über den kommunalen Finanzausgleich eine 

Einigung gebracht haben. Hierzu darf ich nochmal OB Maly zitieren. Er ist bekanntlich 

nicht unbedingt der CSU zuzurechnen.

(Reinhold Strobl (SPD): Sehr gut beobachtet!)

Er schreibt: Das Verhandlungsergebnis über den kommunalen Finanzausgleich 2017 

ist ein Kompromiss, in dem sich alle Beteiligten wiederfinden können. Positiv fällt der 

aufkommensbedingte Anstieg des kommunalen Anteils im allgemeinen Steuerverbund 

ins Gewicht. Dadurch werden die Schlüsselzuweisungen nächstes Jahr insgesamt 

steigen. Wir haben einen Schwerpunkt bei den Investitionen setzen können. Insbeson-

dere beim Schulhausbau und dem Bau von Kindertagesstätten werden mehr Mittel be-

reitgestellt. – Dieser Kompromiss ist akzeptabel.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Gespräch am 1. Dezember 2016, das 

zwischen den Vertretern der Bayerischen Staatsregierung, Herrn Dr. Markus Söder, 

Herrn Staatsminister Marcel Huber, Herrn Ausschussvorsitzenden Peter Winter und 

den Vertretern der kommunalen Spitzenverbände stattfand, hat sich positiv ausge-

wirkt. Dabei haben sich beide Seiten darauf verständigt, dass der Freistaat Bayern 

seine Kommunen bei der Bewältigung der Jugendhilfekosten für junge Volljährige zu-

sätzlich stark unterstützt. Die Erstattung ist auf eine Gesamthöhe von zusätzlich 

112 Millionen Euro für beide Jahre begrenzt. Die Finanzierung erfolgt, wie wir eben ge-

hört haben, im Rahmen der in den Jahren 2016 bis 2018 im Einzelplan des Sozialmi-

nisteriums veranschlagten Haushaltsmittel. Der Freistaat Bayern erstattet den Kom-

munen demnach in den Jahren 2017 und 2018 einen Teil der Jugendhilfekosten für 

volljährig gewordene Flüchtlinge, die noch Jugendhilfebedarf haben. Die Erstattung er-

folgt in Form von Pauschalen im Gesamtumfang von, wie bereits gesagt, 112 Millionen 

Euro zusätzlich. Die Kostenpauschale beträgt im Jahr 2017 40 Euro und im Jahr 2018 
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30 Euro pro Tag. Damit entlastet der Freistaat Bayern seine Kommunen noch stärker 

als bisher bei der Bewältigung der Aufgaben im Bereich Asyl und Integration.

Hohes Haus, der kommunale Finanzausgleich 2017 übertrifft die in den Vorjahren er-

zielten Rekordwerte nochmals. Bereits der Regierungsentwurf sah einen Anstieg um 

260 Millionen Euro auf über 8,82 Milliarden Euro vor. Im Regierungsentwurf beruhte 

der Kommunalanteil am allgemeinen Steuervolumen auf einer Schätzung, da der Ver-

bundzeitraum zum Zeitpunkt der Aufstellung noch nicht abgelaufen war. Nach Ablauf 

des Verbundzeitraums am 30. September 2016 ergibt sich im Jahr 2017 ein um rund 

73,5 Millionen Euro höherer Kommunalanteil am allgemeinen Steuerverbund. Auch 

hier soll dieser Aufwuchs von rund 67,5 Millionen Euro entsprechend dem Wunsch der 

kommunalen Spitzenverbände in die Schlüsselzuweisungen fließen, die übrigen 6 Mil-

lionen Euro in die Zuweisung nach Artikel 13 des FAG, insbesondere für Ortsumfah-

rungen im Zuge von Staatsstraßen, die in gemeindlicher Sonderbaulast stehen.

Zur Umsetzung dieser Änderungen, die endgültig erst nach den Haushaltsberatungen 

feststanden, sind noch Anpassungen insbesondere im Einzelplan 13 und im FAG-Än-

derungsgesetz 2017 erforderlich. Dazu haben wir entsprechende Änderungsanträge 

eingebracht, zu denen ich jetzt schon um Zustimmung bitte. Unter Berücksichtigung 

der November-Steuerschätzung und der endgültigen Berechnung des allgemeinen 

Steuerverbundes steigt der kommunale Finanzausgleich 2017 damit sogar um insge-

samt 352 Millionen Euro auf rund 8,91 Milliarden Euro. Damit ist ganz klar belegt: Der 

kommunale Finanzausgleich 2017 stärkt die Verwaltungshaushalte vor allem durch 

eine Anhebung der Finanzzuweisungen und verbessert die Investitionsfähigkeit der 

Kommunen durch eine massive Anhebung der Fördermittel für den kommunalen 

Hochbau.

(Beifall bei der CSU)
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Ich komme ganz kurz zu den einzelnen Leistungen. Die Schlüsselzuweisungen 2017 

wachsen um 131 Millionen Euro auf 3,36 Milliarden Euro an. Morgen bekommen die 

Kommunen ein vorgezogenes Weihnachtsgeschenk, eine vorgezogene Bescherung.

(Harald Güller (SPD): Das steht ihnen zu! Das ist kein Geschenk der Staatsregie-

rung! – Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))

Strukturelle Änderungen bei der Berechnung der Schlüsselzuweisungen sind für 2017 

nicht vorgesehen. Die Änderungen der letzten Jahre zugunsten strukturschwacher 

Kommunen entfalten auch im Jahr 2017 ihre positiven Wirkungen. Die Finanzzuwei-

sungen zu Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises und des staatlichen Landrats-

amts steigen um 34 Millionen Euro auf 462 Millionen Euro. Damit können – das wurde 

von den Spitzenverbänden sehr lobend anerkannt – die Pro-Kopf-Beiträge deutlich um 

2,30 Euro auf 35,70 Euro je Einwohner angehoben werden. Kreisfreie Städte erhalten 

diesen Betrag in voller Höhe. Landkreise und kreisangehörige Gemeinden teilen sich 

diesen Betrag. Die Mittel für Bedarfszuweisungen und Stabilisierungshilfen können auf 

dem hohen Niveau von 150 Millionen Euro gehalten werden. Mit diesem hohen Mittel-

einsatz können wir weiterhin konsolidierungswillige Gemeinden und Landkreise mit 

Strukturschwäche oder besonders negativen Bevölkerungsentwicklungen, die sich in 

finanzieller Notlage befinden, gezielt unterstützen.

Massiv verbessert – darauf bin ich schon eingegangen – wird die Förderung des kom-

munalen Hochbaus. Die Fördermittel steigen um 70,2 % auf 500 Millionen Euro. Das 

ist eine noch nie da gewesene Summe für Schulen, Kindertageseinrichtungen und an-

dere kommunale Hochbaumaßnahmen. Die hohen Finanzmittel ermöglichen die An-

hebung der Fördersätze. Der Orientierungswert bei der Förderung von Schulen und 

Kindertageseinrichtungen steigt um 10 % auf 50 %. Der Ansatz für die Finanzierung 

von Krankenhausbaumaßnahmen steigt um 3,4 Millionen Euro auf 503 Millionen Euro 

an. Dieser Ansatz stellt sicher, dass die Mittel aus dem Krankenhausstrukturfonds des 

Bundes in voller Höhe abgerufen werden können.
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In den letzten Jahren – das freut natürlich alle Bürgermeister gerade der kleineren Ge-

meinden – wurde die Investitionspauschale auf mindestens 110.000 Euro angehoben. 

Das erreichte hohe Niveau kann auch 2017 beibehalten werden. Insgesamt werden 

406 Millionen Euro bereitgestellt. Ebenfalls fortgeführt werden die Mittel für den kom-

munalen Straßenbau und Straßenunterhalt in Höhe von 314,3 Millionen Euro.

Die Zuweisungen an die Bezirke werden ebenfalls auf hohem Niveau fortgeführt. Wie 

im Vorjahr stehen 648 Millionen Euro zur Verfügung. Herr Staatsminister Dr. Söder, ich 

danke Ihnen für diesen Haushalt, der kommunalfreundlich ist wie kein anderer in un-

serer Bundesrepublik.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Hans Herold (CSU): Genauso ist es!)

Der kommunale Finanzausgleich 2017 ist erneut ein Beleg für die faire Partnerschaft 

zwischen Staat und Kommunen. Er trägt sicher dazu bei, dass Bayerns Kommunen 

weiter ganz vorne an der Spitze der Republik stehen. Ich bitte daher um Zustimmung 

zum Finanzausgleichsänderungsgesetz und zu den Prämien im Haushalt 2018.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Herr Kollege Bachhuber. – Zur 

nächsten Wortmeldung darf ich dem Kollegen Knoblauch von der SPD das Wort ertei-

len. Bitte schön.

Günther Knoblauch (SPD): Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Dem 

kommunalen Finanzausgleich kommt sicher eine ganz besondere Bedeutung für das 

Gemeinwesen in unserem Land zu. Deshalb sind wir sicher froh, wenn die Entwick-

lung beim Finanzausgleich wegen der erhöhten Steuereinnahmen nach oben geht. 

Wir haben Rekordsteuereinnahmen; darüber freuen wir uns. Wir müssen uns aber in 

erster Linie bei den Bürgerinnen und Bürgern draußen für ihre Arbeit und Leistungs-

kraft bedanken. Aber ich möchte einen weiteren Dank aussprechen, weil wir immer 

darüber reden, dass die Bürgermeister, die Stadträte und die Gemeinderäte in ihrer 
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Verantwortung gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern einen hervorragenden Job 

machen. Sie machen einen tollen Job, und dafür herzlichen Dank; denn sie setzen 

letztlich das um, was für uns wichtig ist. Das ist das Fundament unseres Staates.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenn die Bürger zufrieden sind, dient dies sicher der Stabilität der Demokratie.

Lieber Kollege Bachhuber, eines muss man schon sagen. Man braucht es nicht als 

Weihnachtsgeschenk zu bezeichnen, wenn die Schlüsselzuweisungen erhöht werden. 

Das ist geregelt. Wenn die Steuern nach oben gehen, erhöht sich eben auch die 

Schlüsselzuweisung. Das ist genauso wie bei der Beteiligung an einem Unternehmen. 

Das ist weder vom Finanzminister noch von der CSU ein besonderes Geschenk, son-

dern beruht auf einer Regelung, die in Bayern momentan besteht.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))

Leider ist der Anteil am Steuerverbund nach wie vor prozentual nicht angehoben wor-

den. Selbst die Zuweisungen für die Übernahme staatlicher Aufgaben der Kommunen 

und der Landkreise nach Artikel 7, den Sie so hervorheben, sollten – ich betone das 

immer wieder – sollten doppelt so hoch sein wie die 1,15 Euro, die die Landkreise jetzt 

bekommen. Man muss sich anschauen, was sie draußen für den Staat leisten. Ich 

muss sagen, der Freistaat lässt sich seine Aufgaben von den kreisangehörigen Ge-

meinden mitfinanzieren. Das ist doch eine Tatsache.

Ich vergleiche einmal die Jahre von 2008 bis heute. Vor zehn Jahren lag der kommu-

nale Finanzausgleich bei 6,6 Milliarden Euro; damals hat der Haushalt des Freistaates 

39 Milliarden Euro umfasst. Damit haben die Kommunen einen Anteil von 16,9 % er-

halten. 2016 haben sie 8,6 Milliarden von den 55 bis 56 Milliarden Euro Einnahmen 

des Gesamthaushalts erhalten; das waren 15,3 %. Dieses Jahr geht es noch weiter 

herunter: 9 Milliarden Euro von insgesamt 60 Milliarden sind 15,1 %. Der Unterschied 

beträgt über 1 Milliarde Euro. Sie sagen, die Kommunen bekommen 350 Millionen 
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Euro mehr. Eigentlich würde den Kommunen 1 Milliarde mehr zustehen, als Sie er-

rechnet haben. Wir werden uns für die Zukunft Gedanken machen müssen – ich bitte 

auch, darüber im Finanzministerium und im Innenministerium nachzudenken –, dass 

wir nicht nur den ganz kleinen Gemeinden einen Investitionszuschuss geben, sondern 

auch an die zentralen Orte denken, die ihre Aufgaben im Interesse des ländlichen 

Raumes und der Landkreise erfüllen. Sie werden nämlich in ihrem Kulturprogramm 

und mit ihren Hallenbädern, Eisplätzen, Musikschulen usw. alleingelassen. Dafür gibt 

es überhaupt nichts. Das sollte man bei den Schlüsselzuweisungen vielleicht stärker 

berücksichtigen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Lassen Sie mich noch ein paar Punkte ansprechen, die aus meiner Sicht unendlich 

wichtig sind. Wir versuchen seit Jahren, die Lebensqualität draußen bei den Kommu-

nen zu erhalten. Die CSU weigert sich aber kontinuierlich ganz hartnäckig, beispiels-

weise einen Härtefonds zur Sanierung kommunaler Bäder einzurichten. Wir haben in 

Bayern ungefähr 890 Bäder. 43 sind schon geschlossen worden, 263 sind sanierungs-

bedürftig und 65 von Schließung bedroht; das sind Ermittlungen der Staatsregierung 

und nicht von uns. Deshalb müssen wir darauf achten, dass die Lebensqualität drau-

ßen im Land nicht verloren geht. Da verweigert sich die CSU der Lebensqualität. 

Wenn es so weitergeht – ich meine auch die Vorgabe der 40 Sportklassen –, wird es 

bei den Kommunen immer schlimmer werden.

Die kommunalen Spitzenverbände, meine Damen und Herren – das ist von Herrn 

Bachhuber auch schon angesprochen worden –, stimmen allem zu. Begeistert war Uli 

Maly nicht. Er hat einfach Staatsraison bewiesen. Ich möchte Ihnen einmal aufzeigen, 

wie Verhandlungen so ablaufen. Für die Breitensportanlagen haben wir 1995 die Re-

gelung getroffen, dass die Kommunen keine Förderung mehr bekommen. Dann hat 

die CSU-Staatsregierung in Verhandlungen gesagt: Sie bekommen nur Geld, wenn 

die Spitzenverbände auf die Förderung des Breitensports verzichten. Dieses Pistole-

auf-die-Brust-Setzen wirkt sich bis heute aus. Die Kommunen, die eigentlich das En-
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gagement der Sportvereine usw. unterstützen wollen, können das nicht, weil sie vom 

Freistaat keine Förderung bekommen. Damit wird auch vieles im ländlichen Raum ka-

putt gemacht.

Über die energetische Sanierung von Gebäuden möchte ich gar nicht sprechen. Das 

ist auch eine Großbaustelle; denn auf der einen Seite werden die Kriterien verschärft, 

und auf der anderen Seite sagt man: Bei dem, was du machst, sind wir grandios bei-

sammen.

Eines noch insgesamt. Sicher ist ein Finanzausgleich in dieser Größenordnung vom 

Betrag her – ich habe auch gesagt, wie viel Prozent er ausmacht – noch nicht da ge-

wesen. Aber wir müssen auch die Bereiche mit besonderem Handlungsbedarf sehen. 

Die Staatsregierung hat selbst ausgewiesen, dass das das halbe Staatsgebiet ist. 

Diese Daten sind ja ermittelt worden. Wir müssen feststellen, dass es nicht nur Kom-

munen gibt, die Burghausen heißen oder im Umfeld von München liegen und denen 

es mit den Einnahmen sehr gut geht, sondern dass es viele Kommunen gibt, die nicht 

wissen, wie sie den nächsten Haushalt ausgleichen und den Anforderungen der Bür-

ger gerecht werden. Da müsste man etwas machen, und zwar rechtzeitig und nicht, 

wenn es schon zu spät ist. Deshalb fordern wir Sie auf, darüber nachzudenken, wie 

man mit den freiwilligen Leistungen umgeht.Hierzu müssten wir uns etwas überlegen, 

sonst nutzt uns der Finanzausgleich überhaupt nichts, und die Kommunen draußen 

gehen vor die Hunde.

In diesem Sinne wünsche ich, dass diese Einsicht auch einmal der CSU kommt und 

dass man nicht bloß schön redet, sondern die tatsächlichen Probleme draußen er-

kennt.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Herr Kollege Knoblauch. – Für die 

Fraktion der FREIEN WÄHLER erteile ich Herrn Kollegen Pohl das Wort. Bitte sehr.
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Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Herr Präsident, 

liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Staatsminister Söder, Sie haben mich heute Vor-

mittag nahezu in weihnachtliche Verzückung versetzt, als Sie sagten, man müsse den 

Bürgermeistern zuhören, und Bayern stärken heiße die Regionen stärken und nicht 

die Landeshauptstadt. Das sind ganz neue Töne aus der CSU. Das gab es vor zehn 

Jahren noch nicht.

(Zurufe von der CSU: Oh!)

Ja, es ist sehr interessant, dass jetzt insbesondere diejenigen laut rufen, die diesem 

Hause damals noch nicht angehörten. Ich kann Ihnen nur sagen, dass vor zehn Jah-

ren die offizielle Doktrin des damaligen Bayerischen Ministerpräsidenten hieß: Mün-

chen ist Champions League, Oberbayern ist Bundesliga, und der Rest von Bayern ist 

Bayernliga. Dagegen ist das, was Sie heute Vormittag gesagt haben, schon ein wohl-

tuender Kontrast.

Ich sage, Sie haben von den FREIEN WÄHLERN gelernt; denn die FREIEN WÄHLER 

haben das schon damals als falsch bezeichnet. Wir haben schon damals sehr deutlich 

gesagt, dass Bayern nur über die Regionen entwickelt werden kann, dass es nur dann 

noch stärker werden kann, wenn wir die Kräfte aller Landesteile bündeln.

Wir FREIEN WÄHLER meinen – und deswegen ist dieser Haushalt für uns der wich-

tigste Haushaltsteil –, dass Politik nur vor Ort gelingen kann: in den Kommunen, bei 

den Menschen, bei den Ehrenamtlichen, in den Vereinen und Initiativen, aber nicht 

fernab in Brüssel, in Berlin, in München. Wir müssen den Rahmen vorgeben, aber wir 

müssen auch ganz viel Vertrauen in die Akteure vor Ort haben, die Akteure, die das 

umsetzen sollen, was wir hier beschließen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Aber dazu braucht man natürlich, liebe Kolleginnen und Kollegen, einen stabilen Fi-

nanzrahmen. Dazu sind heute Vormittag zwei Bemerkungen gefallen, die ich schon 

noch einmal kurz beleuchten möchte, weil ich sie so nicht stehen lassen kann.

Zum einen wird immer und immer wieder behauptet, bei Oppositionsanträgen fehle die 

Gegenfinanzierung. Bei der Fraktion der GRÜNEN hat der Herr Staatsminister das 

eingeschränkt, aber an die FREIEN WÄHLER und insbesondere an die SPD ging der 

Vorwurf, wir würden, wenn wir den Haushalt verantwortlich aufstellen müssten, über 

unsere Verhältnisse leben.

(Zuruf von der SPD: Das ging hauptsächlich an euch!)

Das ist in zweierlei Hinsicht klar zu widerlegen, liebe Kolleginnen und Kollegen; denn 

wir haben bei den 3,2 Milliarden Euro, die wir in diesem Doppelhaushalt mehr ausge-

ben wollen, einen ganz klaren Schwerpunkt auf die Kommunen gelegt, mit über 2 Milli-

arden Euro.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dieses Geld, liebe Kolleginnen und Kollegen, käme den kommunalen Haushalten un-

mittelbar zugute.

Wenn man die Verschuldung eines Landes anschaut, dann muss man die kommuna-

len Schulden und die Landesschulden zusammenrechnen. Wir sitzen in einem Boot. 

Wenn es um die Verteilung von Schlüsselzuweisungen geht, ist der Freistaat Bayern 

der Treuhänder für die Kommunen.

Die Kommunen sind nicht etwa das kleine Kind, das unter dem Weihnachtsbaum eine 

schöne Bescherung erlebt, lieber Kollege Bachhuber, nein, sie haben einen verfas-

sungsrechtlich garantierten Anspruch. Der Freistaat hat dafür zu sorgen, dass die 

Kommunen finanziell ordentlich und gut ausgestattet sind.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, was heißt das? – Schauen wir uns den großen Be-

reich Zuwanderung und Migration an, eine sicherlich große, wenn nicht gar die größte 

Herausforderung, vor der wir in den nächsten Jahren stehen. Ich habe es heute Vor-

mittag schon gesagt: Sie können natürlich über Obergrenzen und über illegale Flücht-

lingspolitik der Bundesregierung und Ähnliches diskutieren, aber das wird nicht hier 

entschieden. Vielmehr müssen wir uns vor Ort darum kümmern, dass sich die Men-

schen hier gut und sinnvoll entwickeln, sich integrieren, Bestandteil dieser Gesell-

schaft werden.

Wir reden aber noch von Geld, Herr Staatsminister. Da haben Sie den Vorwurf bekom-

men, Ihre Steuerversprechungen in einem Umfang von 100 Milliarden, Kollege Güller, 

seien mit heißer Nadel gestrickt; so habe ich es zumindest verstanden. Was ich an 

diesen Steuerversprechungen in der Tat zu kritisieren habe: Herr Staatsminister, Sie 

sind doch eigentlich ein Mann der Tat und nicht der Worte. In diesen Fragen kommen 

Sie mir vor wie ein Wanderprediger, der durch die Lande zieht und ständig seine For-

derungen vor sich herträgt, die wir alle teilen und alle vernünftig finden.

(Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))

Aber nachdem die CSU Teil der Bundesregierung ist, sollten Sie jetzt endlich einmal 

liefern. Sie sind seit 2005 an der Regierung, also im zwölften Jahr. Es wäre durchaus 

angemessen – wenn man sagt: die sieben dürren Jahre sind vorbei, wir haben jetzt 

schon fünf fette Jahre –, dass Sie irgendwann einmal liefern.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

In einem Punkt bin ich aber bei Ihnen: Ich kann nicht nachvollziehen, dass man immer 

behauptet, Steuersenkungen seien ausschließlich oder logischerweise Einnahmever-

minderungen für den Staat. Das ist so nicht richtig.

(Zuruf von der SPD: Hat auch keiner gesagt!)

Sinnvolle Steuerreduzierungen können sogar zu Mehreinnahmen führen.
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(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Deswegen kann man nicht ohne Weiteres sagen: Wer Steuern senkt, verkürzt die 

Spielräume des Handelns. Wir sind der Meinung, dass sinnvolle Steuersenkungen, 

gerechte Steuersenkungen – ich nenne hier insbesondere den Abbau der kalten Pro-

gression, aber auch eine Abschaffung des Solidaritätszuschlags – Wachstumskräfte 

entfachen und dazu führen können, dass wir zumindest nicht weniger Steuereinnah-

men haben werden, liebe Kollegen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Nun aber zurück zu den Kommunen. Wir FREIEN WÄHLER sagen: Wenn wir die 

Kommunen vor Ort stärken, kann sich der Freistaat Bayern noch besser entwickeln, 

als er sich derzeit entwickelt.

Ich komme noch einmal zurück auf das Thema Integration. Letzte Woche hatten wir 

eine Marathonsitzung zum Integrationsgesetz. Wir haben uns über Begrifflichkeiten 

verkopft. Wenn ich draußen bin, fragt mich keiner nach der Definition und der Sinnhaf-

tigkeit einer Leitkultur. Die Menschen wollen, dass diejenigen, die zu uns kommen, 

sich in diese Gesellschaft integrieren und keine Parallelgesellschaften bilden.

Aber wer das macht und wie man das macht, das sind Fragen, denen wir uns zu stel-

len haben. Das passiert vor Ort, und dafür müssen wir den Kommunen das notwendi-

ge Geld in die Hand geben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Liebe Kollegen, wenn wir Migranten in Niederbayern integrieren wollen, dann stellen 

Sie sich einmal vor, wir hätten vier Integrationskurse: Der eine Integrationskurs wird 

von Herrn Scheuer geleitet, der andere von Herrn Aiwanger, der dritte von Herrn Pro-

nold und der vierte von Herrn Hallitzky. Wenn Sie die vier Gruppen dann zueinander-

führen, glauben Sie, dass sie das Gleiche an Leitkultur und Integration mitbekommen 

haben? Ich zweifle daran.
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Ich sage deswegen: Lassen wir das die Profis machen, und halten wir uns als politi-

sche Akteure bitte aus diesen Details heraus. Geben wir das Geld denjenigen, die sich 

auf diese Arbeit, auf die Integrationsarbeit in hervorragendem Maße verstehen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir haben eine ganze Reihe von Anträgen gestellt. Ich greife hier das wesentliche An-

liegen heraus, die Erhöhung des Kommunalanteils am allgemeinen Steuerverbund. 

Ich sage Ihnen, das dient natürlich der Bewältigung auch der Integrationsaufgabe, vor 

allem aber dient es allen Menschen.Wir müssen schon ein wenig aufpassen, dass wir 

die eine Gruppe nicht gegen die andere Gruppe ausspielen. Integration ist wichtig, 

aber wir sind für alle Menschen da, für die Benachteiligten genauso wie für die Nicht-

benachteiligten. Jeder Bürger hat Anspruch darauf, dass er eine vernünftige, lebens-

werte Gesellschaft vorfindet, und diese lebenswerte Gesellschaft wird insbesondere 

vor Ort in den Kommunen gepflegt. Das ist auch ein Grund dafür, dass wir in Bayern 

etwas besser dastehen als andere Regionen in der Republik. Wir stehen nicht nur fi-

nanziell, sondern auch mit den gesamten Lebensumständen besser da.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben gesagt, die Erhöhung des kommunalen Fi-

nanzanteils am allgemeinen Steuerverbund ist unsere Forderung, seit wir dem Baye-

rischen Landtag angehören. Natürlich sagen Sie, Kollege Bachhuber, dass die Kom-

munen jedes Jahr einen Einnahmerekord hätten. Das ist schon richtig, das ist aber der 

allgemeinen Steuerentwicklung geschuldet. Die allgemeine Steuerentwicklung verdan-

ken wir den Bürgerinnen und Bürgern, den Unternehmern, denen, die in Deutschland 

und in Bayern Steuern zahlen. Dass davon die Kommunen auch profitieren, ist nur 

recht und billig.

Es kann und wird auch wieder schlechtere Zeiten geben. Deswegen brauchen wir eine 

Verstetigung des Kommunalanteils auf einem höheren Niveau. Wir haben im Hinblick 

darauf, dass die Steuereinnahmen gut sind, unsere Forderung auf mehrere Jahre ver-

teilt. Wir wollen im Jahr 2017 von 12,75 % auf 13,5 % kommen. Im Jahr 2018 wollen 
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wir auf 14,25 % kommen und 2019 die 15 % erreichen. Die GRÜNEN haben auch Ini-

tiativen in diesem Sinne ergriffen, wenn sie auch nicht so viel fordern wie wir. Immer-

hin haben sie auch angedeutet, dass sie mehr Geld für die Kommunen wollen. Die 

SPD will es sowieso. Das fordert sie seit Jahren. Sie hat unserem Antrag zugestimmt, 

und ich hoffe, dass auch in die Reihen der Mehrheitsfraktion Bewegung hineinkommt. 

Wir wissen, dass es dieses merkwürdige Gesetz gibt, wonach man bei Haushaltsan-

trägen der Opposition nicht zustimmen darf, egal wie sinnvoll oder weniger sinnvoll die 

Anträge sind. Wahrscheinlich würden Sie sogar noch dagegen stimmen, wenn man 

dem Ministerpräsidenten Strauß aus Steuermitteln ein Denkmal setzen würde.

(Josef Zellmeier (CSU): Stellen Sie halt einen Antrag! – Peter Winter (CSU): Das 

könnt ihr doch einmal probieren!)

– Das heißt, wenn wir so einen Antrag stellen würden, würden wir auch bei anderen 

Themen mit euch ins Geschäft kommen? Darüber wird zu gegebener Zeit zu reden 

sein, lieber Kollege Winter.

Zu unseren weiteren Schwerpunkten im kommunalen Bereich gehört die Barrierefrei-

heit. Wenn der Ministerpräsident – davor habe ich hohen Respekt – an diesem Red-

nerpult sagt, Bayern werde 2023 barrierefrei sein, dann ist das ein Versprechen, das 

eingehalten werden muss, dann aber auch auf allen Ebenen, und damit auch auf kom-

munaler Ebene. Dafür muss man den Kommunen nach dem Gedanken der Konnexität 

mehr Geld als bisher zur Verfügung stellen. Die Barrierefreiheit öffentlicher Gebäude 

in kommunaler Hand ist genauso wichtig wie die Barrierefreiheit von Gebäuden in pri-

vater Hand.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, natürlich ist auch der kommunale Straßenbau und 

Straßenunterhalt ein ganz wesentlicher Gesichtspunkt. Hier haben wir jeweils 97 Milli-

onen Euro mehr vorgesehen. Warum? Der Zustand der kommunalen Straßen wird 

immer schlechter, und die Verschlechterung dieses Zustandes ist eine schleichende 

Verschuldung. Wir haben keine doppische Haushaltsführung, aber natürlich darf man 
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nicht nur den Kassenstand sehen. Wir müssen auch die Entwicklung des Staatsver-

mögens sehen.

Schülerbeförderung, Schwimmbäder und Sanierungen der Wasserversorgung und Ab-

wasserentsorgung sind weitere Schwerpunkte, die wir gesetzt haben. Die CSU-Frak-

tion hätte gut daran getan, das eine oder andere zu verwirklichen, und zwar nicht mit 

Verzögerung, sondern gleich. Das hätte auch ein gewisses Zeichen von Größe bedeu-

tet. Damit will ich mich aber nicht aufhalten. Insgesamt kann man durchaus sagen, 

dass es den Menschen und den Haushalten im Freistaat Bayern relativ gut geht. Im 

kommunalen Bereich – der Kollege Knoblauch hat zu Recht darauf hingewiesen – gibt 

es aber noch deutliche Unterschiede. Wenn alles in Butter wäre, wäre nicht halb Bay-

ern, wie der Kollege Muthmann zu Recht gesagt hat, Raum mit besonderem Hand-

lungsbedarf. Es gibt genügend Handlungsbedarf, packen wir es an!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, Herr Kollege Pohl. – Für das 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht jetzt Kollegin Stamm. Bitte schön.

Claudia Stamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Der bayerische Haushalt ist eine Geschichte von Zwergen und selbster-

nannten Königen. Er sollte aber eine Geschichte von Tugenden sein, die einem Haus-

halt innewohnen, und das sind Ehrlichkeit und Sparsamkeit.

Bevor wir einen Blick auf den aktuellen Haushalt werfen, lassen Sie uns erst einmal in 

die Zukunft schauen. Wohin soll denn die Reise mit dem bayerischen Haushalt 

gehen? Wo steht der Haushalt zum Beispiel im Jahr 2030, und wie hoch sollen die 

Ausgaben noch steigen? Wenn es so weitergeht, werden sie offenbar auf 80 Milliar-

den Euro steigen.

Wir erinnern uns: Ein großes, aber lediglich dahingeworfenes und damit leeres Ver-

sprechen lautete: Bayern soll 2030 schuldenfrei sein. Wie viele Schulden haben wir 
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denn dann? Jetzt ist vorgesehen, in den Jahren 2019 und 2020 jeweils 500 Millionen 

Euro zu tilgen. Rechnerisch wären die Schulden dann 2072 getilgt, aber nicht 2030.

Gleichzeitig steigen die Pensionsverpflichtungen sicherlich auf 8 Milliarden Euro an. 

Das heißt, die Ausgaben für die Pensionen übersteigen die jetzige Summe für den 

Länderfinanzausgleich. Lassen Sie uns eines klarstellen, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen: Wir stehen zu den Pensionsversprechen für die Beamten, sehr geehrter Herr Ha-

bermann. Dann muss man aber auch dafür Vorsorge treffen. Das tut die Staatsregie-

rung eben nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was machen wir eigentlich, wenn die Einnahmen 

nicht mehr so sprudeln wie in den vergangenen sechs Jahren und wenn dann kein 

Geld mehr in der Rücklage ist, weil laut offizieller Planung der Staatsregierung 2018 

die Rücklage nur noch 1 Milliarde Euro vorzuweisen hat? Das soll jetzt kein Horrorsze-

nario werden; dazu besteht im Moment noch kein Anlass. Bei allen Jubelmeldungen 

über Bayern haben Sie aber keine Antwort auf alle diese Fragen. Feststeht, dass Sie 

endlich Antworten auf diese Fragen finden müssen, sonst bekommen wir massive 

Haushaltsprobleme.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wie kommen wir da raus? – Wir müssen die Ausgaben endlich auf wesentliche Pro-

jekte konzentrieren. Wir müssen Prioritäten setzen, damit uns die Ausgaben in Zukunft 

nicht über den Kopf wachsen. Das wurde mit diesem Haushalt aber wieder nicht ge-

macht. Wir müssen mehr in Bildung investieren, damit Bayern ein starkes Land bleibt 

und bleiben kann, und wir müssen den Pensionsfonds zu einem echten Pensions-

fonds machen.Lediglich 100 Millionen Euro pro Jahr für die Vorsorge, das ist ein Witz! 

Gerade angesichts der zahlreichen Stellenmehrungen brauchen wir wirkliche Vorsor-

ge.
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Unsere Vision sieht folgendermaßen aus: Wir sorgen mit Klimaschutz vor; die Bildung 

von der Kita bis zur Hochschule ist so gut finanziert, dass genügend Lehrkräfte zur 

Verfügung stehen und möglichst kein Unterricht ausfällt. Wir fordern ein flächende-

ckendes Angebot an Ganztagsschulen, in denen Inklusion gelebt werden kann. Kurz: 

Wir fordern, dass die Jugend mit guter Bildung für die Zukunft gerüstet ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nach unserer Vision wird die Landwirtschaftsförderung mehr und mehr auf Bio umge-

stellt. Der öffentliche Nahverkehr in den Städten – und im ländlichen Raum! – wird so 

gut finanziert und ausgebaut, dass wir deutlich weniger Autoverkehr brauchen. Der 

Haushalt ist mit Rücklagen für steigende Pensionsausgaben und für wirklich unvorher-

gesehene Ausgaben gerüstet, damit es nicht mehr vorkommt, dass immer wieder ein 

bisschen draufgesattelt wird.

Wenn ich vor diesem Hintergrund auf den vorliegenden Doppelhaushalt blicke, dann 

sage ich Ihnen deutlich: Lassen Sie Ihr Selbstlob einfach mal stecken!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Minus 1,1 Milliarden Euro im Jahr 2017, minus 0,6 Milliarden Euro im Jahr 2018 – das 

sind die Fakten. Von wegen "postfaktisch", Herr Minister Söder! So hoch war das Ein-

nahmenminus, als der Haushalt im September aufgestellt wurde. Jetzt sollen es noch 

einmal 25 Millionen Euro weniger im Jahr 2017 und 34 Millionen Euro weniger im 

Jahr 2018 sein; diese Zahlen ergeben sich aus der Nachschubliste, die die Ausgaben 

enthält, die im Laufe der Beratungen hinzugekommen sind. Kleinere Veränderungen 

im Steuerrecht verursachen ein Minus von 22 Millionen Euro im Jahr 2017 und ein 

Minus von 425 Millionen Euro im Jahr 2018.

In der Summe ergibt sich für das Jahr 2017 ein Minus von 1,2 Milliarden Euro; diese 

werden der Rücklage entnommen. Im Jahr 2018 muss die Rücklage um gut 1 Milliarde 

Euro geplündert werden.
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Im Jahr 2017 muss der Staat 1,2 Milliarden Euro hernehmen, um die vielen, vielen 

Ausgabenwünsche zufriedenzustellen. Die CSU-Klientel hat offensichtlich eine Menge 

teurer Wünsche. Ernsthafte Investitionen in die Zukunft kann ich, im Gegensatz zu 

den Behauptungen von CSU und Staatsregierung, in diesem Haushalt nicht erkennen.

Im Jahr 2018 nehmen Sie gut 1 Milliarde Euro vom Sparbuch. Bislang ist es gut 1 Milli-

arde; denn 2018 ist, wie wir alle wissen, ein Wahljahr. Ich garantiere Ihnen, dass Sie 

im Vorfeld der Wahl bei den Ausgaben noch einmal ordentlich draufsatteln werden, 

dass noch einmal ordentlich "investiert" wird. Das war bisher in jedem Landtagswahl-

kampfjahr so. Diesmal werden Sie erst recht auf diese Methode zurückgreifen, da Sie 

– das sage ich Ihnen schon heute voraus – Panik bekommen werden, dass die Sprü-

che, mit denen Sie mit der AfD in Konkurrenz treten, nicht mehr ausreichen könnten, 

um die Wähler einzufangen. Daher wird es zusätzlich zu Ihren rechten Sprüchen noch 

schnell Geschenke für die Wähler geben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fakt ist – ich fasse es gern zusammen –: Der Haushalt ist trotz Rekordeinnahmen mit 

2,2 Milliarden Euro im Minus. Die Rücklagen entwickeln sich laut offiziellen Prognosen 

folgendermaßen: Im Jahr 2015 waren gut 6 Milliarden Euro in den Rücklagen. Im 

Jahr 2018 wird es noch gut 1 Milliarde Euro sein. An diesen Zahlen wird deutlich, wie 

die Rücklagen geplündert werden. Wenn man sich dies vor Augen hält, dann erkennt 

man, dass Herr Minister Söder seine vielen Versprechungen und Ankündigungen, die 

Steuern massiv zu senken – er hat sie heute Vormittag wiederholt –, nur deswegen 

machen kann, weil er selbst weiß, dass er sich nicht durchsetzt. Anders ist es nicht zu 

erklären. Da auch ihm bewusst ist, dass er sich in Berlin nicht durchsetzen kann, 

hören wir von ihm alle Jahre wieder, besonders laut und vernehmbar vor jeder Wahl, 

dass der Mittelstand dringend steuerlich entlastet werden müsse.

Ja, in diesem Punkt bin ich Ihrer Meinung, Herr Minister. Richtig so! Der Mittelstand 

muss entlastet werden. Dies ist aber nur mit einer seriösen Gegenfinanzierung mög-
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lich. All die unrealistischen Ideen des bayerischen Finanzministers sind allerdings 

keine Gegenfinanzierung. Im Gegenteil, dadurch würden weitere Löcher in die Staats-

kasse gerissen. Der Betrag, den Bayern aus der Erbschaftsteuer einnimmt, ist jüngst 

sogar nochmals gestiegen; mittlerweile sind es 1,4 Milliarden Euro. Das ist kein kleiner 

Beitrag zur Finanzierung des Haushalts. Wenn sich der bayerische Finanzminister mit 

seiner Forderung nach Abschaffung der Erbschaftsteuer durchgesetzt hätte – zum 

Glück ist ihm das nicht gelungen –, dann müssten wir diese 1,4 Milliarden Euro auch 

noch der Rücklage entnehmen. Anders formuliert: Es gäbe längst keine Rücklage 

mehr. Das ist übrigens nicht meine Rechnung, sondern die Rechnung der Staatsregie-

rung. Angesichts der Zahlen ist es völlig absurd, wenn Sie immer wieder den Eindruck 

erwecken, Bayern könne auf diese Einnahmen verzichten. Das Gegenteil ist der Fall.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Außerdem wäre es höchst ungerecht – anders kann man es nicht bezeichnen –, wenn 

Erben entlastet und Bezieher mittlerer Einkommen immer stärker belastet würden.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, in den Haushaltsberatungen, die an vielen 

Tagen mehrere Stunden dauerten, meist von 8 Uhr bis 16 Uhr, haben wir Ihnen zahl-

reiche Möglichkeiten aufgezeigt, den Haushalt nach Plan umzustrukturieren. Leider 

haben Sie wieder einmal nichts davon umgesetzt. Stattdessen haben Sie überall 

etwas draufgesattelt, das heißt, überall etwas mehr Geld veranschlagt. Dagegen steht 

unser Konzept, das grüne Konzept. Wir stellen uns den Herausforderungen der Zu-

kunft.

Ja, man kann jeden Euro nur einmal ausgeben. Glücklicherweise ist heute schon 

zweimal darauf hingewiesen worden, dass wir zu jedem unserer Anträge Gegenfinan-

zierungsvorschläge vorgelegt haben. Wir wollen die Mittel umschichten.

Es ist notwendig, klar festzulegen, was Aufgabe des Staates ist und was nicht dazuge-

hört. Dann ist zu klären, wie die Erfüllung der Aufgaben finanziert werden soll. Diesen 

Fragen müssen wir uns stellen. Man kann sich nicht überall lieb Kind machen, wenn 

Protokollauszug
92. Plenum, 15.12.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 21



man benennt, was nicht Aufgabe des Staates ist bzw. welche Umschichtungen zu-

gunsten wichtigerer Aufgaben vorgenommen werden sollen. Das ist Politik, nichts an-

deres. Politik muss die Rahmenbedingungen setzen. Politik muss den Einzelnen und 

die Einzelne befähigen, handlungsfähig zu sein.

Es gehört nicht zu unseren Aufgaben, eine weitere Transferleistung in dreistelliger Mil-

lionenhöhe mal eben draufzusatteln. Herr Kollege Weidenbusch ist leider nicht da; wir 

hatten im Haushaltsausschuss eine sehr angeregte Diskussion. Es ist keine Staats-

aufgabe, Eltern dafür zu fördern, dass sie ihr Kind nicht in die Krippe schicken. Dies 

als Staatsaufgabe zu definieren, ist einfach falsch.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es wäre unsere Aufgabe, das Geld, das dafür verwendet wird, richtig anzulegen, näm-

lich in bessere Betreuung und Bildung im vorschulischen Bereich. Alle Studien besa-

gen, dass der Grundstein für Chancengerechtigkeit in der Vorschule gelegt wird. Alle 

Studien stellen ebenso fest, dass die westlichen Länder, insbesondere wir, das reiche 

Deutschland, es nicht schaffen, genügend Geld in die Vorschule zu investieren.

Ja, ich wünsche mir ein Bayern, in dem der Schulabschluss endlich weniger als bisher 

vom Geldbeutel der Eltern abhängt. Ich wünsche mir ein Bayern, in dem Familien er-

mutigt werden, ihre Kinder in die Kindertagesstätte zu geben, und zwar in eine mit or-

dentlich bezahlten Erzieherinnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ordentlich bezahlte Erzieherinnen, dafür wäre das Betreuungsgeld sinnvoll investiert. 

Aber Hauptsache, Sie behalten recht und drücken Ihr Betreuungsgeld irgendwie 

durch.

Wir haben weitere Umschichtungen beantragt, die für die Zukunft stehen, nicht aber 

für Ihre rückwärtsgewandte Politik: 130 Millionen Euro wollen wir beim Neubau von 

Staatsstraßen kürzen; dabei haben wir konservativ und ehrlich gerechnet. Stattdessen 
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wollen wir mehr Geld für den öffentlichen Nahverkehr und die Radwege zur Verfügung 

stellen.

23 Millionen Euro wollen wir beim Marketing für die konventionelle Landwirtschaft kür-

zen. Stattdessen wollen wir den Öko-Landbau – und so weiter, und so weiter – för-

dern.

Wir haben Ihnen etliche andere Möglichkeiten aufgezeigt, den Haushalt zukunftsfest 

zu machen, das heißt, umzuschichten zugunsten von Klimaschutz, Energiewende, Bil-

dung und Inklusion. Unser Haushaltsentwurf ist gegengerechnet und an der Zukunft 

orientiert. Die Bereiche energetische Sanierung und Bauunterhalt sollen mehr Geld 

bekommen.

Unser Haushaltsentwurf hält internationales Recht ein, weil bei uns Inklusion eben 

kein Fremdwort ist. Wir wissen, dass es für die Inklusion mehr Lehrkräfte als bisher 

braucht. Inklusion ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.

Es braucht endlich einen wirklichen Schritt in Richtung barrierefreies Bayern und nicht 

nur leere Versprechungen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Unser Haushalt investiert in die Kinder von klein an, von der dualen Ausbildung bis 

zum Hörsaal. Unser Haushalt ist nachhaltig; denn wir investieren tatsächlich in die Zu-

kunft unserer Kinder. Das und nichts anderes muss die Maxime unseres Handelns 

sein.

Dazu gehört auch, dass wir nachfolgende Generationen nicht mit Altlasten überfor-

dern, etwa, wenn es um die Altersversorgung der Beamtinnen und Beamten geht. Es 

braucht eben auch hier eine vorsorgende Politik, einen Pensionsfonds, der seinen 

Namen verdient, damit die Versorgungsausgaben nicht die Ausgaben für den Länder-

finanzausgleich überholen.
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Der Kompromiss, den die 16 Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten zum 

Länderfinanzausgleich ausgehandelt haben, ist gut. Es ist auch kein Wunder, dass er 

gut ist; denn dieser Kompromiss entspricht genau einem grünen Konzept von vor über 

sechs Jahren.

(Beifall bei den GRÜNEN – Thomas Kreuzer (CSU): Oh Gott!)

Ich kann Ihnen nachher noch die Drucksachennummer mitgeben, falls Sie für die 

Weihnachtsferien eine Lektüre brauchen. Allerdings wird die Idee, nach der der Län-

derfinanzausgleich jetzt gestaltet ist, in den kommenden drei Jahren nichts ändern. 

Auch nach 2020 wird er angesichts der Haushaltspolitik des bayerischen Finanzminis-

ters nicht viel bringen.

Der Kompromiss zum Länderfinanzausgleich ist gut, weil die Ausgleichszahlungen 

zwischen den Ländern endlich wegfallen. Die Neiddebatten, die wir hier so oft gehört 

haben und die vom Ansatz her so unsäglich falsch sind, weil sie an der Sache vorbei-

gehen, sind dann hoffentlich endlich vorbei.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was die Einnahmen angeht, die wir durch den Kompromiss nach dem grünen Vorbild 

erlösen: Es handelt sich um 1,3 Milliarden Euro für Bayern. Bayern wird sich also 

1,3 Milliarden Euro sparen. Sie verpuffen aber, wenn der Finanzminister so weiter-

macht, nämlich ohne Plan und Konzept Geld ausgeben, ausgeben und nochmals aus-

geben.

Die Einnahmen in Bayern sind 2014 um fast 3 Milliarden Euro gestiegen. 2018 werden 

die Einnahmen voraussichtlich um 2 Milliarden Euro steigen. Was ist aber der Effekt? 

– Minister Söder kann den Haushalt 2017 und 2018 nicht ohne massive Entnahmen 

vom Sparbuch ausgleichen. 1,3 Milliarden Euro Erlöse aus dem neuen System des 

Länderfinanzausgleichs gehen bei seinem internen Wahlkampf um den Posten des 

Ministerpräsidenten einfach unter.
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Eigentlich waren die Erlöse aus dem neuen Länderfinanzausgleich aber für etwas 

ganz anderes vorgesehen. Erinnern wir uns alle: Es gab das Konzept oder die einmal 

dahingeworfene Nummer von der Schuldentilgung bis 2030. Es sollte so sein, dass 

die Erlöse, die man mit dem neuen Konzept des Länderfinanzausgleichs erzielt, in die 

Schuldentilgung gehen. Die Schuldentilgung wird aber nicht funktionieren, weil es tat-

sächlich so ist, dass die CSU-Haushalts- und Steuerpolitik allen alles verspricht.

Jetzt komme ich vom großen Länderfinanzausgleich zum kleinen Länderfinanzaus-

gleich. Die Kollegen haben es vorher schon gesagt: Es ist nicht Ihr Verdienst, dass der 

kommunale Finanzausgleich so hoch ist – es tut mir herzlich leid. Die Höhe geht auch 

nicht auf eine besondere Kommunalfreundlichkeit der CSU zurück – hören Sie endlich 

damit auf! Die Höhe ergibt sich schlicht und ergreifend aus der hohen Gesamtsumme 

der Steuern. Das ist es einfach. – Punkt; fertig!

Den Anteil, den die Kommunen bekommen, haben Sie eben nicht erhöht. Sie sind 

nicht in einen höheren Anteil eingestiegen. Dies wäre aber dringend notwendig, um 

die Kommunen endlich unabhängiger zu machen,

(Beifall bei den GRÜNEN)

insbesondere unabhängiger von den zahllosen Einzelförderungen im kommunalen Fi-

nanzausgleich, mit denen wir die Kommunen übrigens bevormunden. Wir streben für 

die Kommunen schrittweise 15 % des Gesamteinkommens des Steuerverbundes an. 

Vor allem sollten die Kommunen von der ständigen Ausweisung neuer Gewerbegebie-

te unabhängiger sein. Der wahnsinnige Flächenverbrauch, die Landschaftsversiege-

lung muss beendet werden, und zwar nicht nur in Ihren Sonntagsreden, sondern auch 

de facto. Achten und schützen Sie endlich unsere Natur!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Apropos Kommunen: Es vergeht kaum ein Tag, an dem der selbsternannte Heimatmi-

nister Söder nicht pressewirksam irgendeinen Termin zum Breitbandausbau im ländli-
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chen Raum wahrnimmt. Da werden dann die Förderbescheide überreicht und Floskeln 

vom digitalen Ausbau auf dem Land gedroschen. Jetzt kommt auch noch Wirtschafts-

ministerin Aigner mit dem "eDorf". Ich finde, Sie sollten Ihren Konkurrenzkampf an-

derswo austragen, nicht bei dem wichtigen Thema des Breitbandausbaus für den 

ländlichen Raum. Zu hoffen bleibt, dass beim "eDorf" das Geld nicht nur in die Wer-

bung statt in den dringend nötigen Netzausbau fließt, damit zukünftig auch andere 

Dörfer in Bayern von den Erfahrungen profitieren. Das ist ja ein Modellprojekt.

Wenn die Bayerische Staatsregierung wirklich eine Ahnung davon hätte, was sie tut, 

wüsste sie, dass Änderungen in ihrem Förderprogramm für den Ausbau der Glasfaser-

leitungen dringend notwendig sind, weil wir ansonsten in einem Großteil der Orte noch 

lange auf 30-Mbit-Leitungen sitzen bleiben und der ländliche Raum damit tatsächlich 

abgehängt wird und für die digitale Zukunft nicht gerüstet ist. Damit wir uns nicht miss-

verstehen: Der Breitbandausbau auf dem Land muss endlich kommen. Das haben wir 

GRÜNE schon jahrelang gefordert. Sie müssen jetzt aber dafür endlich die politischen 

Weichen stellen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Übrigens: Wenn die CSU, der Ministerpräsident oder auch der Finanzminister von den 

Schulden Bayerns spricht, dann ist dabei von den Schulden der Landesbank nicht die 

Rede. Etwas Ehrlichkeit würde Ihnen auch hier gut zu Gesicht stehen. Auch die Schul-

den der Landesbank sind Schulden. So einfach ist das. – Punkt! Das sind Schulden.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Schulden sind Schulden!)

– Genau. Auch diese müssen getilgt werden. Wir sprechen dabei über gut 8 Milliarden 

Euro. Die Landesbank selbst wird mit 1 Milliarde Euro zur Schuldentilgung beitragen. 

Den Rest aber, also 7 Milliarden Euro, müssen die Steuerzahlerinnen und Steuerzah-

ler aufbringen.
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Apropos Ehrlichkeit: Wenn Markus Söder im nächsten Jahr 500 Millionen Euro Schul-

den tilgt, aber gleichzeitig 1,2 Milliarden Euro aus der Rücklage nimmt, ist das eine 

glatte Täuschung der Öffentlichkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN – Lachen bei der CSU)

Mir wäre es lieber, wenn der Finanzminister kein Märchenerzähler wäre.

Für 2018 sieht es nicht besser aus. Bislang ist klar: 2018 wird für 500 Millionen Euro 

Tilgung eine gute Milliarde Euro vom Sparbuch genommen. Das liegt auf der Hand: 

Wenn man etwas rechnen kann, stellt man fest, dass an der Rechnung des Finanzmi-

nisters etwas nicht stimmt. Ja, auch dieser Haushalt kommt ohne neue Verschuldung 

aus. Es stimmt, dass er ohne neue Verschuldung auskommt. Das ist aber eben Glück 

oder eben auch

(Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))

das Verdienst der Bürgerinnen und Bürger – dies zu sagen gehört auch zur Ehrlichkeit 

–, aber nicht das Ergebnis Ihrer Planungen oder Ihrer Arbeit.

Auch bei den Haushaltsresten gibt es mehr Plan als Taten. Haushaltsreste klingt viel-

leicht zunächst einmal ziemlich technisch. Man könnte sagen, dass die Menschen 

nicht besonders viel Interesse an dem Thema Haushaltsreste haben. Wenn ich aber 

Haushaltsreste habe und sie nicht ausgebe, gleichzeitig aber große Defizite habe, wie 

zum Beispiel bei der Barrierefreiheit der Bahnhöfe, muss ich mir schon eine Frage 

stellen. Auf der einen Seite horte ich die eigentlich genau dafür vorgesehenen Haus-

haltsreste, auf der anderen Seite werden die Bahnhöfe nicht barrierefrei.

(Zuruf des Abgeordneten Hans Herold (CSU))

Apropos Bahnhof: Sehen Sie manchmal das Bayerische Fernsehen? – Dann habe ich 

für die Weihnachtsferien vielleicht einen Tipp. Der Tipp ist, sich im letzten "Schleich-

Fernsehen" einen Beitrag zur Stammstrecke anzusehen. Darin wird kurz und knapp 
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erklärt, wie es sich mit der Stammstrecke verhält. Ich spreche vom zweiten Stamm-

streckentunnel. Die zweite Stammstrecke kostet ungeheuerlich viel Geld. Die Kosten 

sind in den letzten Jahren allein in der Planungsphase bereits um ein Vielfaches ange-

stiegen. Als ich 2009 in den Landtag nachgerückt bin, war von 1,6 Milliarden Euro die 

Rede. Heute sind wir bei 3,6 Milliarden Euro, und wir haben noch nicht einmal ange-

fangen zu bauen. Wir sind immer noch in der Planung. Vor allem aber löst diese zwei-

te Stammstrecke die Probleme des Personennahverkehrs nicht, nicht einmal ein klein 

wenig – im Gegenteil: Seit Jahren blockieren die Planungen zum zweiten S-Bahn-Tun-

nel in München vernünftige Ausbaumaßnahmen im Münchner S-Bahn-Netz und auch 

Elektrifizierungen in ganz Bayern – die Strecke München – Mühldorf ist hier ein Stich-

wort.Aber das Geld ist eben nicht nur für München da. Das wirft man uns ja immer 

gerne vor. Im Grunde machen Sie es aber leider genau falsch. Sie blockieren wegen 

des Tunnels alles, was für ganz Bayern vorgesehen ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Blicken wir einmal zurück. Der Bau der zweiten Stammstrecke sollte eigentlich im 

Jahr 2010 fertig sein. Ich rede hier von "fertig sein" und nicht von "anfangen". Jetzt 

schreiben wir das Jahr 2016, und Sie haben mit der Stammstrecke noch nicht einmal 

angefangen. Sie werden auch in den nächsten zehn Jahren nicht fertig werden. Es ist 

auch noch völlig offen, ob Sie jemals damit anfangen werden. Sie weigern sich, von 

diesem Großprojekt abzurücken und die dringend notwendigen, sinnvolleren Maßnah-

men durchzuführen. Dies müssen die Fahrgäste im Raum München jeden Tag aufs 

Neue, jeden Tag, ausbaden. Abgesehen davon wären viele Fahrgäste bereits froh, 

wenn die erste Stammstrecke verlässlich funktionieren würde, bevor mit dem Bau 

einer zweiten Stammstrecke begonnen wird.

Was die Region München tatsächlich ganz dringend braucht, ist ein Ringsystem. Jede 

andere Großstadt hat ein Ringsystem, nur eben München nicht. Um die Mobilität bei 

steigenden Einwohnerzahlen stadt- und umweltverträglich gewährleisten zu können, 

müsste eine Ringstraße gebaut werden. Falls es zur zweiten Stammstrecke in Form 
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des Tunnels kommt, ist dafür überhaupt kein Geld mehr übrig. Das Projekt ist nicht nur 

verkehrs-, sondern auch haushaltspolitisch völlig daneben und untauglich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, gehen wir weg von der Stammstrecke und hin 

zu den hohen Haushaltsresten. Diese sind alles andere als demokratisch. Die ange-

häuften Reste sind ein Weg, das Königsrecht des Parlaments zu umgehen. 

Ende 2015 betrugen die Haushaltsrechte 5,4 Milliarden Euro! Das ist wirklich eine kriti-

sche Summe. Fangen Sie damit endlich etwas an. Fangen Sie endlich etwas Sinnvol-

les mit diesen unseren Haushaltsresten an. Sie könnten sie für die Grundfinanzierung 

an den bayerischen Universitäten oder für den Ausbau von Bahnhöfen nutzen. Somit 

könnten ältere Menschen, Menschen mit Behinderung oder Menschen mit Kinderwa-

gen endlich ohne Hindernislauf zum Zug kommen. Alternativ könnten wir klar und 

deutlich dafür appellieren, die Haushaltsreste einzuziehen, damit diese wieder dem 

Allgemeinwohl zur Verfügung stehen können und Sie damit nicht etwa für Ihren Wahl-

kampf im Jahr 2018 sorgen können. Ich habe gerade vom Königsrecht des Parla-

ments gesprochen. Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der CSU, seien Sie mir 

nicht böse, aber heldenhaft ist das nicht, wie Sie mit dem Königsrecht im Bayerischen 

Landtag umgehen. Das, was Sie mit dem Haushalt machen, entspricht eher einem 

Zwergenrecht. Es wäre an uns als Parlament, den Haushalt zu gestalten, umzugestal-

ten und umzuschichten, etwa zugunsten eines besseren Klimas oder unserer Kinder.

Sie nutzen den Haushalt, um Ihr Spielgeld regional aufzuteilen. Die Staatsregierung 

stellt Ihnen das Spielgeld großzügig zur Verfügung. Inzwischen beträgt es nicht mal 

mehr ein Promille des Haushaltsvolumens. Früher war ein Promille des Haushaltsvolu-

mens eine Hausnummer. Das Haushaltsvolumen steigt mit diesem Haushalt auf knapp 

60 Milliarden Euro an. Aber das Spielgeld ist bei 50 Millionen Euro geblieben.

Hinzu kommt, dass Sie sich damit zufriedengeben, dass für ein Jahr nicht einmal ein 

Promille des bayerischen Haushalts ausgegeben wird. Anschließend sind Sie wieder 

Protokollauszug
92. Plenum, 15.12.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 29



von der Staatsregierung abhängig, ob Sie wieder Spielgeld für das Jahr 2018 bekom-

men, das nicht einmal ein Promille beträgt. Die Frage ist, ob Ihnen die Staatsregierung 

das Spielgeld im Nachtragshaushalt großzügigerweise wieder zugesteht. Das ist ein 

Zwergenrecht, wenn man es so ausübt.

Aber Bayern ist es wert, eine ernsthafte Haushaltspolitik zu haben. Bayern ist es wert, 

eine Politik zu haben, die gestalten will, Prioritäten setzt und vor allem in die Zukunft 

gerichtet ist. Mit diesem Haushaltsentwurf hätten Sie die Chance zum Gestalten und 

Umschichten zugunsten von Politik, Bildung, Energiewende und Generationengerech-

tigkeit gehabt. Diese Chance haben Sie mal wieder verpasst. Mit unserem grünen 

Haushaltsentwurf hätten Sie die Chance gehabt, wie Königinnen und Könige zu han-

deln. Sie hätten damit endlich die notwendigen Zukunftsherausforderungen angehen 

können. Sie hätten anständig in Inklusion, Vorsorge, Bildung und Energiewende inves-

tieren können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zum Schluss möchte ich dem Ausschussbüro einen großen Dank aussprechen. Die 

Haushaltsberatungen waren eine Heidenarbeit, auch wegen der vielen kurzfristigen 

Tischvorlagen der CSU. Die vielen, vielen Stunden Haushaltsberatung waren eine 

Riesenarbeit. Herr geschätzter Kollege Güller, mit 24 Stunden haben Sie sich heute 

Vormittag ein bisschen verrechnet. Diese Anzahl an Stunden hatten wir wahrschein-

lich teilweise in einer Woche. Dem Ausschussbüro gilt ein herzliches Dankeschön. Ich 

möchte mich auch bei der Verwaltung, besonders im Finanzamt, für die viele, viele 

Vorarbeit bedanken. Ich möchte mich auch beim Vorsitzenden Peter Winter für die 

sehr, sehr angenehme Leitung und Führung der Haushaltsberatungen bedanken. 

Auch danke ich den Kolleginnen und Kollegen des Haushaltsausschusses. Egal wie 

sehr wir uns dort fetzen, können wir danach auch ein Bier miteinander trinken gehen. 

Dafür bedanke ich mich ganz herzlich.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank, Frau Kollegin Stamm. – Jetzt hat 

der Ausschussvorsitzende Winter das Wort. Bitte schön.

Peter Winter (CSU): Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 

haben in aller Freundschaft ein Bier miteinander getrunken. Das stimmt so. Liebe Frau 

Kollegin Stamm, du wolltest keine Panikrede und keine Horrorrede halten. Du hast 

festgestellt, dass Bayern ein starkes Land ist und dies auch bleiben soll. Ich verspre-

che dir: Solange die CSU hier in Bayern die Mehrheit hat, wird Bayern ein starkes 

Land bleiben.

(Beifall bei der CSU)

Für wen du allerdings die Rede gehalten hast, kann ich nicht so richtig beurteilen. Ich 

denke, die Rede war mehr an deine Fraktion als an den Landtag gerichtet. Aber das 

ist die Bewertung jedes Einzelnen von uns.

Lieber Günther Knoblauch, alter Bürgermeisterkollege, du solltest den Oberbürger-

meister von Nürnberg nicht herabsetzen. Ich weiß nicht, wie oft du bei Haushaltsbera-

tungen bzw. bei Finanzausgleichsberatungen mit dem Herrn Maly zu tun hattest. Er ist 

ein großer Verfechter der bayerischen Städte und nimmt seine Aufgabe als Städte-

tagsvorsitzender sehr ernst. Er verhandelt auch sehr hart. Aber er erkennt auch die 

Leistungen an, die bei diesen gemeinsamen Verhandlungen rauskommen.

Du hast gesagt, dass es kein Geld für die Musikschulen gibt. Du solltest dir die letzten 

Haushalte anschauen. Ich würde gerne noch mehr geben; das gebe ich ganz offen zu. 

Aber man muss auch die Entwicklungen sehen. Gott sei Dank gibt es sehr viele Neu-

gründungen bei den Musikschulen. Trotz alledem haben wir über die Fraktionsinitiative 

wieder Geld zugeschossen. Ich weiß, dass das Themen sind, die die Bürgermeister 

beschäftigen. Ich habe die versammelte kommunale Familie gefragt, ob sie sich bei 

den Zuwächsen denn nicht vorstellen könnten, etwas für die Bäder zu tun. Damals be-

trugen die Zuwächse über 240 Millionen Euro. Diese wurden jetzt nochmals um 

70 Millionen Euro erhöht. Wie möchte man das auch anders als über das FAG regeln? 
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Die übereinstimmende Meinung der kommunalen Familie war: Wir haben jetzt andere 

Probleme, die wir zu bewältigen haben. Das wollte ich nur noch zu diesem Thema 

sagen.

Richtig ist, dass der Doppelhaushalt 2017/2018 wieder einmal ein hartes Stück Arbeit 

für uns alle war. Daher freue ich mich umso mehr, dass wir heute nach vier arbeitsin-

tensiven Sitzungswochen im Haushaltsausschuss den Doppelhaushalt verabschieden 

können. Ich bin sehr gespannt, wer diesem Doppelhaushalt zustimmen wird. An dieser 

Stelle möchte ich mich bei allen Kolleginnen und Kollegen im Ausschuss bedanken. 

Wir bemühen uns wirklich, diese Herausforderungen konstruktiv und miteinander zu 

meistern. Wir diskutieren kontrovers und intensiv. Aber wir bleiben auch konstruktiv. 

Ich wiederhole: Es gelingt uns immer noch, nach getaner Arbeit ein Bier miteinander 

zu trinken.

(Beifall bei der CSU)

In diesem Zusammenhang gilt mein besonderer Dank auch unserem tüchtigen Fi-

nanzminister Herrn Dr. Markus Söder, seinem Staatssekretär Albert Füracker und 

allen weiteren Kabinettsmitgliedern für ihre Präsenz bei den Beratungen.

(Beifall bei der CSU)

Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Ausschussbüros, aller Fraktionen sowie der 

Ministerien danke ich für die gute Vorbereitung der Sitzungen. In meinen Dank ein-

schließen möchte ich aber vor allem den bayerischen Steuerzahler, der für das finan-

zielle Fundament sorgt, auf dem unsere solide Finanzpolitik beruht. Nicht vergessen 

will ich unsere Landtagspräsidentin und ihr für die Wegzehrung in diesen langen Sit-

zungen danken. Frau Kollegin Stamm hat zu Recht gesagt, dass die Sitzungen von 

8.00 Uhr morgens bis 5.00 Uhr abends gingen. Besonders möchte ich auch unserem 

fleißigen Stenografischen Dienst danken, der nicht nur bei der Marathonsitzung letzte 

Woche besonders schwer gefordert war.
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(Allgemeiner Beifall)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von SPD und GRÜNEN, Sie setzen sich sonst immer 

vehement für den Arbeitsschutz ein. Ich finde es wirklich schade, dass Ihnen diese 

Show letzte Woche wichtiger war als der Arbeitsschutz der Landtagsbediensteten, die 

letzte Woche zum Teil mehr als 20 Stunden am Stück arbeiten mussten.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten Christine Kamm (GRÜNE))

Dass man von einer Sternstunde des Parlamentarismus sprechen kann, wie es Herr 

Rinderspacher getan hat, bezweifle ich sehr.

(Beifall bei der CSU)

Im Haushaltsausschuss haben wir in den letzten Wochen neben dem Haushaltsgesetz 

und dem Finanzausgleichsänderungsgesetz auch 15 verschiedene Einzelpläne bera-

ten. Insgesamt wurden rund 570 Änderungsanträge und 15 Eingaben zum Doppel-

haushalt und zum FAG-Änderungsgesetz gestellt. Die CSU-Fraktion hat dabei mit 63 

eigenen Anträgen deutliche Akzente gesetzt, auf die ich später noch kommen werde. 

Bei einer Durchsicht der Änderungsanträge der Opposition fällt vor allem eines auf: 

Die Opposition hat einen Teil ihrer Anträge vom letzten Doppelhaushalt kopiert und er-

neut gestellt.

(Harald Güller (SPD): Das machen wir so lange, bis Sie die Anträge annehmen!)

Deshalb wundere ich mich auch nicht, dass wir jetzt mit rund 570 Anträgen gut 80 An-

träge mehr bewältigen mussten. In meiner Rede zur Ersten Lesung habe ich gefragt, 

welche Fraktion wohl den Rekord bei den Mehrforderungen zum Doppelhaushalt auf-

stellen wird. Die Frage ist jetzt geklärt. Sie alle wird es nicht überraschen, dass die 

FREIEN WÄHLER mit insgesamt rund 3,2 Milliarden Euro Mehrforderungen unange-

fochtener Spitzenreiter sind.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Gut 

angelegtes Geld!)

Damit liegen die FREIEN WÄHLER zwar unter ihrem bisherigen Rekord von 3,8 Milli-

arden Euro beim letzten Doppelhaushalt, sie haben aber immer noch keinen soliden 

finanzpolitischen Kurs. Lieber Herr Aiwanger, Ihr Motto lautet: Mehr fordern kostet 

nichts, jedenfalls nicht die FREIEN WÄHLER. Die FREIEN WÄHLER haben wieder 

keine geeigneten Vorschläge zur Gegenfinanzierung gemacht. Herr Kollege Pohl, 

dann dürfen Sie sich auch nicht wundern, dass wir schon alleine aus diesem Grund 

diese Anträge ablehnen müssen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Ihr würdet sie so oder so ablehnen!)

Bezeichnend ist auch, was Sie bei Ihrer Pressekonferenz am 2. November zur Finan-

zierung Ihrer Forderung nach zwei zusätzlichen Kommunal-Milliarden erklärt haben. 

Sie sagten, in den letzten Jahren habe es immer wieder Haushaltsüberschüsse – Frau 

Stamm spricht von Sparbüchern – von 2 bis 3 Milliarden Euro gegeben. Damit wäre 

auch die Kommunal-Milliarde finanziert. Auf den Einwand, der nicht von uns kam, dass 

dies keine Gegenfinanzierung sei, und die Frage, wo Sie bei Ausgaben streichen wol-

len, haben Sie erwidert: Ich bin nicht der Finanzminister; die Finanzierung soll aus der 

stillen Reserve erfolgen.

(Lachen bei der CSU)

Herr Kollege Pohl, wir spielen kein Haushaltslotto. Kein Haushälter plant mit Über-

schüssen. Der Haushaltsplan muss bereits bei der Planung in Einnahmen und Ausga-

ben ausgeglichen sein, nicht erst im Vollzug. Das ist das kleine Einmaleins. Gott sei 

Dank spielen wir kein Haushaltslotto, sondern planen seriös und solide. Ihr Fraktions-

vorsitzender Aiwanger hat vorgestern in seiner Pressemitteilung zum Doppelhaushalt 

erklärt: Wir FREIE WÄHLER vertreten ganz klar die Forderung, uns auf das Machbare 

zu konzentrieren. Wie das zu den Mehrforderungen der FREIEN WÄHLER von insge-

samt 3,2 Milliarden Euro passt, ist mir ein Rätsel. Das finanziell Machbare können Sie, 
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Herr Aiwanger, jedenfalls mit Ihren Vorschlägen zur Haushaltspolitik nicht gemeint 

haben.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Der Nachtragshaushalt wird so hoch sein 

wie unser Vorschlag!)

Liebe Frau Kollegin Stamm von den GRÜNEN, wir sind nicht oft einer Meinung. Das 

schadet jedoch nichts. Trotzdem muss ich Sie ein ganz klein wenig loben, und zwar 

dafür, dass Sie sich bei Ihren Anträgen wenigstens Gedanken zur Gegenfinanzierung 

gemacht haben. Akzeptabel sind Ihre Vorschläge für uns dennoch nicht. Sie wollen 

das Betreuungsgeld und das Landeserziehungsgeld abschaffen, keine Schulden til-

gen, sondern das Geld dem Pensionsfonds zuführen, die Mittel für den Staatsstraßen-

bau um insgesamt 130 Millionen Euro kürzen und das Darlehen vom Flughafen Mün-

chen im nächsten Jahr zurückfordern. Liebe Claudia, hier kommen wir nicht 

zusammen. Das Landeserziehungsgeld wie auch das Betreuungsgeld sind feste Säu-

len der bayerischen Familienleistung.

(Beifall bei der CSU)

Damit sichern wir die Wahlfreiheit der Eltern zwischen Familienarbeit und Erwerbstä-

tigkeit. Schon allein deswegen lehnen wir eine Abschaffung kategorisch ab.

Wir setzen auf den Pensionsfonds und die Schuldentilgung. Wir stärken den bereits 

2,3 Milliarden Euro schweren Pensionsfonds durch jährliche Zuführungen in Höhe von 

rund 100 Millionen Euro. Wir bauen – das hast du zu Recht anerkannt – weitere 

Schulden ab. Das sind unsere beiden Säulen der Pensionsfondsvorsorge.

Die vorgeschlagene Kürzung der Mittel für die Staatsstraßen lehnen wir ab. Gerade im 

ländlichen Raum – das ist ein Anliegen aller Fraktionen – müssen wir die Verkehrsinf-

rastruktur weiter stärken.

(Beifall bei der CSU)
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Das Darlehen der Flughafen München GmbH ist bereits zur Finanzierung der zweiten 

Stammstrecke in München vorgesehen. Damit ist eine Darlehensrückforderung für an-

dere Zwecke nicht vereinbar. Wir geben auch kein virtuelles Geld aus. Deshalb halten 

wir nichts von den Finanzvorschlägen der GRÜNEN. Selbst wenn man diese Vorschlä-

ge akzeptieren würde, wären immer noch rund 250 Millionen Euro Ihrer Mehrforderun-

gen nicht gegenfinanziert. Wir führen die gleichen Debatten wie im letzten Jahr. Dies-

mal habe ich jedoch schon die Übersicht dabei, liebe Claudia. Diese Übersicht kannst 

du gerne haben, um zu überprüfen, wo die Deckungslücke in Höhe von 250 Millionen 

Euro ist.

Exemplarisch für Schaufensteranträge der FREIEN WÄHLER ist die Drucksa-

che 17/13982. Die FREIEN WÄHLER fordern darin eine schrittweise Erhöhung des 

Kommunalanteils am allgemeinen Steuerverbund von derzeit 12,75 % auf 14,25 % im 

Jahr 2018.

(Zurufe von den FREIEN WÄHLERN)

Das alleine wird rund 248 Millionen Euro im Jahr 2017 und 522 Millionen Euro im 

Jahr 2018 kosten.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Peter Winter (CSU): Von mir aus.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frau Kollegin Stamm hat sich für eine Zwischen-

frage gemeldet.

(Zuruf der Abgeordneten Christine Kamm (GRÜNE))

– Moment, Frau Kamm hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet, oder?

Peter Winter (CSU): Kamm oder Stamm?

Claudia Stamm (GRÜNE): Wir sind schon öfter verwechselt worden.
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Peter Winter (CSU): Euch kann man nicht verwechseln.

(Allgemeine Heiterkeit)

Claudia Stamm (GRÜNE): Du nicht, aber Regierungsvertreter. – Kollege Winter, vie-

len Dank, dass Sie unser Konzept noch einmal dargestellt haben. Sie haben gesagt, 

dass wir das ehrlich angehen und umschichten. Wir benennen auch, was man strei-

chen und kürzen muss. Dafür bedanke ich mich.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frau Stamm, bitte formulieren Sie eine Frage.

Claudia Stamm (GRÜNE): Die Frage kommt noch.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Nein, Sie dürfen nur eine Frage stellen.

Claudia Stamm (GRÜNE): Ein Danke kann ich vorneweg schieben. –

Die Frage ist eben, ob Sie denn wahrgenommen haben, dass wir im Haushaltsgesetz 

auch weitere Einnahmen haben, nämlich, dass wir ganz klar Einnahmen aus einer 

ökologischen Besteuerung wollen. Das ist Ihnen entgangen, dass im Haushaltsgesetz 

Einnahmen – –

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frage!

Claudia Stamm (GRÜNE): Die Frage ist, ob er es wahrgenommen hat und ob ausge-

rechnet wurde, wieviel ein Kies-Euro und ein Wasser-Cent bringen. Den Wasser-Cent 

haben ganz viele andere – –

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Liebe Frau Kollegin – –

Claudia Stamm (GRÜNE): Herr Präsident Meyer, ich habe die Frage jetzt zweimal ge-

stellt. Ich stelle sie gerne auch noch einmal.
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frau Kollegin Stamm, jetzt darf ich mal kurz was 

sagen: Zwischenfragen sind nach der Geschäftsordnung kurze Zwischenfragen. Da 

wird nur die Frage gestellt und nicht außenrum argumentiert.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU): Sehr gut!)

Ich gehe davon aus, dass Ihre Frage jetzt ausreichend angekommen ist. Frau Kollegin 

Kamm hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet. Vielleicht können Sie das im 

Anschluss mit Herrn Kollegen Winter über eine Zwischenbemerkung klären.

Claudia Stamm (GRÜNE): Nein, ich habe eine Frage gestellt. Herr Präsident Meyer, 

mir wäre es recht gewesen, wenn Sie für Ruhe gesorgt hätten, während ich geredet 

habe.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Lieber Herr Kollege Winter, Sie dürfen jetzt die 

Zwischenfrage beantworten.

Peter Winter (CSU): Liebe Frau Kollegin Stamm, niemandem ist Ihr bürokratisches 

Monster zur Abkassierung der Bürger in Form eines Wasserpfennigs und einer Kies-

abgabe entgangen. Sie setzen damit virtuelle Einnahmen an. So erstellen wir keinen 

Haushalt!

(Beifall bei der CSU)

Ich komme damit auf meine Ausführungen zurück: Im Doppelhaushalt hätten wir damit 

770 Millionen Euro, die nicht gedeckt sind. Bei einer solchen Mehrforderung könnte 

man meinen, dass das Volumen des kommunalen Finanzausgleichs 2017 zurückge-

gangen sei. Dieses Thema haben wir schon mehrfach besprochen. Bei den Gemein-

den und den Städten ist es aber, glaube ich, angekommen, dass das Gegenteil der 

Fall ist. Unter Berücksichtigung der November-Steuerschätzung und der endgültigen 

Berechnung des Steuerverbundes haben wir rund 8,91 Milliarden Euro beim kommu-

nalen Finanzausgleich 2017. Das sind 352 Millionen Euro mehr als im Jahr 2016. Das 
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ist ein Beispiel dafür, dass wir unsere Kommunen fördern und sie nicht, wie andere 

Bundesländer, im Stich lassen.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU): Einmalig!)

In Bayern gibt es kein Verteilungsdefizit zulasten der Kommunen. Das zeigt auch der 

nachstehende Vergleich: Die Ausgaben des Freistaates Bayern sind im 10-Jahres-

Zeitraum von 2007 bis 2016 um rund 56 % gestiegen. Die Leistungen des Freistaates 

an seine Kommunen sind dagegen um rund 84 % gestiegen. Lieber Herr Aiwanger 

und lieber Herr Pohl, wir brauchen keine Nachhilfe in Sachen Kommunalfreundlichkeit.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Doch!)

Wir leben Kommunalfreundlichkeit.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Darum beschweren sich die Landräte, dass 

sie bei den volljährigen Flüchtlingen entlastet werden wollen!)

– Lieber Herr Aiwanger, reden Sie bitte von Dingen, die Sie auch verstehen. Für die-

sen Bereich haben wir in den Verhandlungen mit den kommunalen Spitzenverbänden 

112 Millionen Euro draufgelegt. Auch hier lassen wir unsere Kommunen nicht im Stich.

(Beifall bei der CSU – Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das ist zu wenig!)

– Bei Ihnen ist alles zu wenig, das ist ja klar. Ich habe Ihnen bereits die Ausgaben des 

Freistaats Bayern genannt. – Lieber Herr Kollege Güller, natürlich möchte ich auf 

meine Kollegen von der SPD zu sprechen kommen. Die Mehrforderungen der SPD 

zum Doppelhaushalt belaufen sich insgesamt auf rund 1,1 Milliarden Euro. Ich weiß 

nicht, was euch diesmal geritten hat. Ihr wart sehr bescheiden. Rechnet man jedoch 

die Rückforderung des Flughafendarlehens als ungeeignete Gegenfinanzierung hinzu, 

liegt die Deckungslücke bei rund 1,4 Milliarden Euro. Was fällt bei den Anträgen der 

SPD auf?

(Harald Güller (SPD): Dass sie gut sind!)
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Selbst bei einer deutlichen Erhöhung der Mittel im Doppelhaushalt ist die SPD der 

Meinung, dass diese Erhöhung nicht ausreicht, getreu dem Motto: Es muss immer ein 

bisschen mehr sein, selbst bei Rekordsteuereinnahmen oder Rekordausgaben. An-

ders formuliert: Die SPD kann und will offenbar nicht mit dem vorhandenen Geld aus-

kommen. Sie würde ihre Wohltaten zur Not auch auf Pump finanzieren. Diese Mentali-

tät der SPD zeigt sich auch in ihrem Änderungsantrag, in dem sie für 500.000 Euro ein 

bayerisches Pilotprojekt zur Förderung des Katzenschutzes fordert. Sicher wäre noch 

vieles wünschenswert. Wir können aber nicht alles Wünschenswerte finanzieren.

(Susann Biedefeld (SPD): Der Tierschutz findet überhaupt nicht mehr statt! – Hu-

bert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Herr Brunner setzt ja Wildkatzen aus! Wir küm-

mern uns eben um sie!)

– Lieber Herr Aiwanger, ich glaube, dass Frau Kollegin Biedefeld etwas anderes als 

Wildkatzen gemeint hat. Aber gut, das kann sie Ihnen ja noch näher erläutern. Ob das 

klappt, wage ich zu bezweifeln. – Wir halten Maß, machen auch im neuen Doppel-

haushalt keine weiteren Schulden und bauen weiterhin Altschulden in Höhe von insge-

samt 1 Milliarde Euro ab. Seit dem Jahr 2012 haben wir insgesamt rund 4,6 Milliarden 

Euro weniger Schulden. Damit ist und bleibt Bayern das Land mit den solidesten 

Staatsfinanzen in Deutschland.

(Beifall bei der CSU)

Würden wir dagegen allen Anträgen der Opposition zustimmen, würden wir diese 

Schulden sofort wieder aufbauen, allerdings innerhalb eines Doppelhaushalts im 

Laufe von zwei Jahren. Wir sehen es aber als unsere Aufgabe an, das fachlich Wün-

schenswerte mit dem finanziell Machbaren in Einklang zu bringen. Als Bayern stehen 

wir im bundesweiten Vergleich hervorragend da. Wir haben eine Investitionsquote von 

rund 11,7 %. Der Durchschnitt der Ländergesamtheit West liegt dagegen bei 8,7 %. 

Die bayerische Pro-Kopf-Verschuldung liegt bei 2.317 Euro. Kein anderes Bundesland 
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steht so gut da. Die übrigen westlichen Flächenländer kommen auf einen Durchschnitt 

von 8.637 Euro.

Wir haben eine Zinsbelastung des Gesamthaushalts von 1,2 %. Schuldenzinsen sind 

Vergangenheitsbewältigung. Wir gestalten lieber eine erfolgreiche Zukunft für unseren 

Freistaat Bayern und seine Bürgerinnen und Bürger.

(Beifall bei der CSU)

Ein Blick auf die Schwerpunkte des Doppelhaushalts 2017/2018 zeigt, dass wir unse-

ren Wählerauftrag verantwortungsvoll wahrnehmen. Wir setzen im neuen Doppelhaus-

halt klare Schwerpunkte bei der inneren Sicherheit, der Bildung, der Digitalisierung 

und der Stärkung des ländlichen Raumes. Auf Terrorgefahr, organisierte Kriminalität 

und Computerkriminalität reagieren wir mit einem absoluten Schwerpunkt bei der inne-

ren Sicherheit. Im Doppelhaushalt schaffen wir insgesamt 1.000 neue Polizeistellen, 

und wir haben die Sachmittel für die Polizei um rund 182 Millionen Euro auf insgesamt 

über 800 Millionen Euro erhöht. Für eine schnelle Rechtsprechung und einen konse-

quenten Strafvollzug sind im Doppelhaushalt 250 zusätzliche Stellen in der Justiz vor-

gesehen. Mit diesen Maßnahmen werden wir unsere bundesweite Spitzenposition bei 

der inneren Sicherheit weiter ausbauen.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU): Das ist wichtig!)

Ein weiterer zentraler Schwerpunkt des kommenden Doppelhaushalts ist die Bildung. 

Wir schaffen in Schulen und Hochschulen insgesamt rund 1.460 neue Stellen. Die Bil-

dungsausgaben steigen von rund 18,4 Milliarden Euro im Jahr 2016 auf rund 19,4 Mil-

liarden Euro im Jahr 2018. Damit steht jeder dritte Euro im Bayerischen Staatshaus-

halt im Zeichen der Bildung.

Bei den Haushaltsberatungen hat die CSU-Fraktion weitere Akzente gesetzt, insbe-

sondere bei der Dorferneuerung, der inneren Sicherheit und bei der Bildung. Für die 

Dorferneuerung waren bereits im Regierungsentwurf insgesamt 124 Millionen Euro 
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eingeplant. Das entspricht einer Steigerung von 8,9 % gegenüber dem letzten Doppel-

haushalt. Da die Dorferneuerung gerade für den ländlichen Raum besonders wichtig 

ist, haben wir über eine Initiative unserer Fraktion 7 Millionen Euro zusätzlich auf den 

Weg gebracht; denn mit der Dorferneuerung verbessern wir die Standortqualität und 

die Lebensverhältnisse in den Gemeinden vor Ort und stärken damit insbesondere 

den ländlichen Raum mit ganzheitlichen Lösungen.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU): Eine gute Entscheidung!)

Unsere Beamtinnen und Beamten in Polizei und Justizvollzugsdienst leisten hervorra-

gende Arbeit. Dabei sind sie gerade nachts einer besonderen Belastung ausgesetzt. 

Wir wollen deshalb die Zulage für den Nachtdienst ab dem 1. Januar 2017 von 

2,67 Euro auf 4,00 Euro pro Stunde erhöhen. Damit wollen wir gezielt den Vollzugs-

dienst im Bereich der inneren Sicherheit unterstützen. In den kommenden beiden Jah-

ren sollen je 6,3 Millionen Euro in die Nachtzulage fließen, auch als sichtbares Zei-

chen unseres Dankes an die Menschen, die die Köpfe für uns hinhalten.

(Beifall bei der CSU)

Mit weiteren Fraktionsinitiativen wollen wir über 11 Millionen Euro in die Schulen und 

Hochschulen investieren. Davon sind insgesamt rund 3,3 Millionen Euro für zusätzli-

che Stellen bei den Verwaltungsangestellten an den Schulen vorgesehen. Mehr Geld 

soll es auch für die 17 Hochschulen für angewandte Wissenschaften in Bayern geben. 

Dafür sind 3 Millionen Euro für die Laborausstattung und für Forschungsgeräte ge-

dacht sowie über 5 Millionen Euro für Professorenstellen. Damit stärken wir Lehre und 

Forschung in den Regionen vor Ort.

(Beifall bei der CSU)

Trotz unserer anspruchsvollen finanzpolitischen Leitlinien können wir mit dem Doppel-

haushalt 2017/2018 ein solides finanzielles Fundament für die nächsten beiden Jahre 

schaffen. Wir tragen alle Ausgaben aus eigenen Mitteln, wir machen keine neuen 
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Schulden, sondern wir bauen Schulden ab. Wir investieren in Familie, Bildung, Innova-

tion, Digitalisierung und in die innere Sicherheit, damit Bayern ein sicheres Land mit 

besten Bildungsangeboten, einer leistungsfähigen Verwaltung und einer hohen Le-

bensqualität bleibt.

(Beifall bei der CSU)

Uli Bachmeier hat in der "Augsburger Allgemeinen Zeitung" am 13. Dezember 2016 in 

seinem Kommentar mit der Überschrift "Glückliches Bayern" am Ende festgestellt: 

"Eines steht aber fest: Solche Probleme, wie Bayern sie hat, hätten andere Länder 

gerne." – Dem ist nichts hinzuzufügen.

(Beifall bei der CSU)

Stimmen Sie dem Doppelhaushalt 2017/2018 und dem kommunalen Finanzaus-

gleich 2017 mit Begeisterung zu. Ansonsten treffen wir uns beim Durchschneiden von 

Bändern an Straßen und bei Eröffnungen von Bauten. Da müssen wir immer aufpas-

sen, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass wir von der Opposition nicht aus den Bil-

dern gedrängt werden.

(Anhaltender Beifall bei der CSU – Widerspruch bei der SPD, den FREIEN WÄH-

LERN und den GRÜNEN – Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Wir sind froh, 

wenn wir die Termine erfahren!)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kollege Winter. Darf ich Sie noch 

einmal an das Rednerpult bitten für die Zwischenbemerkung von Frau Kollegin 

Kamm? – Bitte schön.

(Peter Winter (CSU): Mit Freuden, Frau Präsidentin!)

Christine Kamm (GRÜNE): Ich stimme Ihnen voll zu,

(Beifall bei der CSU)
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dass die Marathonsitzung letzte Woche für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieses 

Hauses, insbesondere für die Protokollantinnen und Protokollanten, eine Zumutung 

war.

(Unruhe bei der CSU)

Wahrscheinlich waren Sie aber die ganze Zeit nicht anwesend. Wir, die Abgeordneten 

der GRÜNEN und der SPD, haben nämlich mehrfach angeboten, die Sitzung zu 

einem anderen Zeitpunkt fortzusetzen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie waren es doch, die diese Dauersitzung erzwungen haben.

(Lebhafter Widerspruch bei der CSU – Glocke der Präsidentin)

Es ist das Recht der Opposition, darauf aufmerksam zu machen, wenn ein Gesetz vor-

gelegt wird, das dieses Haus eigentlich nicht passieren sollte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Peter Winter (CSU): Liebe Frau Kamm, die Leimrute ist gut, aber ich steige nicht auf 

diese Leimrute. Wir waren die ganze Zeit da, auch mit den Stenografinnen und Steno-

grafen. Gucken Sie sich doch einmal an, wer von den Fraktionen nicht da war. Wir 

haben abgestimmt. Sie haben filibustert und waren nicht da, als es darum ging, über 

das Gesetz abzustimmen.

(Christine Kamm (GRÜNE): Da war eine Sitzungsunterbrechung! Was haben Sie 

denn da gemacht?)

Darüber sollten Sie einmal nachdenken.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)
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Präsidentin Barbara Stamm: Danke schön. – Jetzt kann ich in der Rednerliste fort-

fahren. Herr Kollege Güller hat für die SPD-Fraktion das Wort. Wir werden heute noch 

fertig. Jetzt machen wir das in aller Ruhe und mit großer Geduld zu Ende.

(Zuruf von den GRÜNEN)

– Frau Kollegin, Zwischenrufe kann man machen, wenn sie dienlich sind.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der CSU: Bravo, bravo!)

Harald Güller (SPD): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kollegen, Herr Minister! Die 

Schlacht und die Generaldebatte zum Haushaltsplan haben zumindest wir heute Vor-

mittag schon geschlagen. Auch das eine oder andere, was Frau Kollegin Claudia 

Stamm gesagt hat, ist richtig. Ich wiederhole es nun nicht noch einmal. Aber hier ein 

kleiner Hinweis, Herr Kollege Winter. Wenn Uli Bachmeier von der "AA" schreibt, die 

Probleme, die wir haben, hätten andere gerne, dann muss man hinzufügen: Noch bes-

ser wäre es, wenn wir die Probleme, die wir haben, auch gemeinsam lösen würden 

und wenn nicht alle Anträge der Opposition in Überheblichkeit abgelehnt würden.

(Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))

Dann wären wir wirklich beieinander, Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)

Zur Generaldebatte noch eine kleine Anmerkung. Ich habe es schon mehrfach im 

Haushaltsausschuss gesagt:

(Susann Biedefeld (SPD): Zig-Mal!)

Die Gegenfinanzierung von Anträgen kann man deutlich einfacher machen. Das geht 

schon beim Personal an. Dafür hat der Herr Staatsminister mir heute Morgen ein Bei-

spiel gegeben. Er hat genügend Personal zur Verfügung, um aus den Anträgen der 
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SPD in den letzten zehn Jahren zusammenrechnen zu lassen, welches Defizit sich da-

raus ergibt.

(Heiterkeit bei der SPD)

Wenn sich die Türen zu den Arbeitskreisen der CSU und zur CSU-Fraktionssitzung 

öffnen, sehe ich die Kohorten von Beamtinnen und Beamten aus den verschiedenen 

Ministerien herauskommen, nachdem sie Sie beraten haben, Ihnen Ihre Reden vorge-

schrieben haben, Ihnen die Zahlen geliefert haben, damit Sie alles richtig verstehen. 

Dann weiß ich: Es gibt noch einiges zu tun in diesem Freistaat. Dann könnte auch sol-

chen Anträgen zugestimmt werden, die beispielsweise die Seen- und Schlösserver-

waltung mit genügend Personal ausstatten wollen, damit nicht die kleine Gärtnerin und 

der kleine Gärtner darunter leiden muss, dass bei euch so viel Personal eingesetzt 

wird. Solche Gegenfinanzierungen können wir jederzeit machen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, ich will mich aber auf die Artikel 6 und folgende des Haus-

haltsgesetzes konzentrieren, bei denen es um das Personal geht, um die Bewirtschaf-

tung der Personalausgaben und um die Stellenbesetzungen. Erlauben Sie mir als klei-

ne Ausnahme auch Artikel 4 des Haushaltsgesetzes anzusprechen. Vielleicht wäre es 

für die Wahrheit und Klarheit des Haushalts ganz gut – das meine ich jetzt wirklich als 

Anregung –, die pauschale Sperrung von Geldern in Höhe von 10 % herauszurech-

nen, da dann an vielen Stellen nur 90 % zur Verfügung stehen. Das bringt pro Jahr 

240 Millionen Euro aus dem Haushalt heraus. Man könnte diese 240 Millionen Euro 

gleich etatisieren. Dann wüsste jeder bei jedem Haushaltstitel gleich genau, wie viel 

Geld wirklich ausbezahlt wird. So viel als Anregung hinsichtlich der Wahrheit und der 

Klarheit des Haushalts.

(Beifall bei der SPD)
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Herr Söder, Sie werden es wahrscheinlich gerne hören. Ich sage für die SPD: Was 

den Haushalt Artikel 6 und folgende anbelangt, so gibt es einige Punkte, bei denen die 

Richtung, die Sie mit diesem Haushalt eingeschlagen haben, stimmt. Die Geschwin-

digkeit stimmt nicht immer. Schauen wir uns zum Beispiel das Thema "Dienst zu un-

günstigen Zeiten" an, das Herr Kollege Winter gerade so groß angesprochen hat. Da 

gehen Sie in Trippelschritten voran. Wir erkennen aber an, Sie gehen zumindest ein 

Stück voran. Vielleicht brauchen wir noch einmal fünf Jahre lang Anträge der SPD, die 

genau diese Forderung stellen; dann sind wir aber so weit, wie wir sein sollten. Hier 

stimmt aber auf jeden Fall ein Stück weit die Richtung.

Das Gleiche gilt bei der Schaffung verbesserter Beförderungsmöglichkeiten, die so-

wohl der Beamtenbund als auch Ver.di und die Oppositionsfraktionen, insbesondere 

die SPD-Fraktion, seit Jahren auf dem Schirm haben. Hierfür haben Sie 5 Millionen 

Euro eingestellt. Jawohl, das ist richtig. Sie verstehen, dass wir an dieser Stelle ein 

bisschen schneller vorwärts gehen wollten und gerne 10 Millionen Euro drinstehen 

hätten. Aber auch an dieser Stelle stimmt zumindest die Richtung.

Die Richtung stimmt allerdings beim Thema Abschaffung der pauschalen Stellensper-

ren noch nicht.Dass der Artikel 6b des Haushaltsgesetzes in seiner Pauschalität un-

sinnig ist, sagen wir, seit es ihn gibt. Sie wollten ursprünglich von 2005 bis 2019 

9.000 Stellen einsparen. Sie haben inzwischen das Projekt gestreckt. Von 2017 bis 

2020 wären noch 2.020 Stellen einzusparen gewesen. Sie haben diese 2.020 Stellen 

jetzt mit einer aberwitzigen Begründung auf 1.140 verringert. Das heißt, Sie sind bei 

den Stelleneinsparungen zumindest um 880 zurückgegangen. Die aberwitzige Be-

gründung dieses Teils des Haushaltsgesetzes lautet: Wir nehmen die Streichung um 

880 Stellen zurück. Bei diesen Stellen handelt es sich um einen Stellenabbau, der 

zwar im Haushaltsgesetz enthalten, aber – wörtliches Zitat – "seitens der Staatsregie-

rung noch nicht mit konkreten Reformvorhaben hinterlegt war". Exakt darauf haben wir 

uns schon immer bezogen: nicht pauschal Stellen sperren, sondern sich jeden Bereich 

einzeln ansehen.
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(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, deswegen bleiben wir dabei: Es ist nicht falsch, frei wer-

dende Stellen im Hinblick darauf zu prüfen, ob sie in dieser Ausstattung an dieser 

Stelle notwendig sind. Sie pauschal mit einem Artikel des Haushaltsgesetzes zu sper-

ren, ist aber falsch. Deswegen beantragen wir die Streichung des Artikels 6b.

Ich komme noch zur Streichung der pauschalen Wiederbesetzungssperre. Eine pau-

schale Wiederbesetzungssperre bedeutet, dass mit wenigen Ausnahmen jede Stelle, 

die nicht mehr besetzt ist, drei Monate unbesetzt bleibt. Erst dann rückt jemand auf die 

Stelle nach. Das ist in vielen Bereichen kontraproduktiv. Es gibt Bereiche, in denen 

das machbar ist. Aber es gibt auch Bereiche, in denen man eher eine Überlappung 

der einzelnen Stellen bräuchte, um das Wissen der einzelnen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter an die Nachfolgerinnen bzw. Nachfolger weiterzugeben. Wie gesagt, es 

gibt Stellen, bei denen das machbar ist. Aber diese Pauschalität ist falsch. Deshalb 

sind wir der Auffassung, dass dieser Artikel aufzuheben ist.

Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie sich intensiver, als Sie es getan haben, mit den 

Petitionen des Bayerischen Beamtenbunds, von Ver.di, aber auch von vielen Fachge-

werkschaften aus dem Bereich des Bayerischen Beamtenbunds genauer befasst hät-

ten, dann hätten Sie diese Fehler in Ihrem Haushaltsgesetz und in Ihrem Haushalts-

plan hinsichtlich der Personalausstattung im Freistaat Bayern erkannt. Nehmen Sie 

diese Hinweise zumindest für den Nachtragshaushalt 2018 mit. Steter Tropfen höhlt 

den Stein.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

Wie gesagt: Im Personalbereich stimmt die Richtung an einigen Stellen im Groben. 

Die Geschwindigkeit stimmt nicht. Im Gesamthaushalt kann man das leider nicht be-

haupten.
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Ich habe Ihnen heute Vormittag Beispiele genannt: den Investivbereich, Wohnungs-

baumittel durch den Freistaat, staatliche Bauten und Einrichtungen, Verkehrsinfra-

struktur und Unterstützung der Kommunen bei ihren Investitionen. Das sind nur einige 

wenige Hinweise. Die Kolleginnen und Kollegen haben Ihnen in den vergangenen 

zweieinhalb Tagen in den Debatten zu den Einzelplänen sehr qualifiziert dargelegt, wo 

es in Bayern besser werden kann und wo es Probleme gibt. Wir könnten sie lösen, 

wenn Sie konstruktiv und nicht permanent überheblich mit den Anträgen der Opposi-

tion, insbesondere mit denen der SPD, umgehen würden.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin gespannt, wie die Nachtragshaushaltsdebatte 2018 verlaufen wird. Wir werden 

gigantische Ausgabereste haben. Wir werden wieder die gleichen Riten wie jedes Jahr 

erleben: Abgelehnte Anträge der SPD der Vorjahre werden zumindest halbherzig, 

dafür aber umso stärker mit Pressemitteilungen begleitet und von Ihnen hier im Ple-

num heftig beklatscht abgekupfert werden. Sie werden zusätzliche Millionen quer über 

Bayern, aber ohne klares Konzept verteilen, Hauptsache, Ihr Wahlergebnis rückt ein 

bisschen in ein besseres Licht.

Das ist nicht die Art der Politik, die wir uns vorstellen, Kolleginnen und Kollegen. Wir 

wären bereit und sind bereit – an unseren Anträgen sehen Sie das –, strukturell an 

einem noch besseren Bayern, an einem auch in 15 oder 20 Jahren guten Bayern zu 

arbeiten. Das heute vorgelegte Haushaltsgesetz erfüllt diese Vorgaben nicht. Wir leh-

nen es deshalb ab.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kollege. – Jetzt hat der Herr Kollege 

Pohl für die Fraktion der FREIEN WÄHLER das Wort. Bitte schön.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Frau Präsidentin, 

liebe Kolleginnen und Kollegen! Es gibt doch Bedarf, einiges von dem Gesagten zu 
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kommentieren und zum Teil richtigzustellen. Ich beginne zunächst mit der Behauptung 

des ansonsten sehr geschätzten Vorsitzenden des Haushaltsausschusses, Peter Win-

ter, bei dem ich mich auch namens meiner Fraktion ganz herzlich dafür bedanke, dass 

die Verhandlungen und Beratungen der letzten Wochen in einer guten Atmosphäre 

verlaufen sind. Lieber Peter Winter, hier wird behauptet, dass wir 3,2 Milliarden Euro 

mehr fordern und es Bayern in eine Verschuldung treiben würde, wenn dieser Forde-

rung entsprochen würde. Das ist schlicht falsch. Die Haushaltsrechnung der 

Jahre 2010 bis 2014 weist im Vergleich zum Haushaltsplan kontinuierlich einen Über-

schuss von 2 bis 3 Milliarden Euro aus.

Lassen Sie es mich so erklären: Wenn Unternehmen über viele Jahre weit mehr Ge-

winne machen, als geplant ist, werden die Arbeitnehmervertreter zu dem Unternehmer 

kommen und sagen: Wir wollen jetzt für unsere Arbeitnehmer unseren Anteil daran 

haben. – In diesem Bild sind die Arbeitnehmer die Bürger, und der Arbeitgeber ist der 

Staatshaushalt. Je nachdem, wie man Haushalte aufstellt, kann man sehr konservativ 

dafür Sorge tragen, dass zusätzliche Anträge von anderen Fraktionen immer zu nega-

tiven Abweichungen vom Haushaltsplan führen, ohne dass das für den Staatshaushalt 

Konsequenzen hat. Es hat aber schon ganz andere Zeiten gegeben. Ich erinnere an 

die Verhältnisse im Bund in den Siebziger- und Achtzigerjahren. Damals dienten die 

meisten Nachtragshaushalte dazu, ungünstige Haushaltsentwicklungen nachzufinan-

zieren.

Ich sage an dieser Stelle noch zur Frage der Gegenfinanzierungen: Haushalte sind 

Prognosen. Entscheidend ist der Haushaltsvollzug. Entscheidend ist am Ende die 

Haushaltsrechnung. Dabei bleiben wir mit unseren Anträgen weit unter dem, was in 

den vergangenen Jahren kontinuierlich an Überschüssen erarbeitet und erwirtschaftet 

wurde. Herr Finanzminister, ich erinnere an den Nachtragshaushalt 2016: Dessen Vo-

lumen war größer als dasjenige der Änderungsanträge unserer Fraktion zu diesem 

Doppelhaushalt. Ich prognostiziere: Das wird beim Nachtragshaushalt 2018 nicht an-
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ders sein. Warten wir es daher ganz einfach ab. Dann ziehen wir Bilanz und schauen, 

wer realistisch gerechnet hat und wer nicht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Im Übrigen darf ich schon darauf hinweisen, dass nicht alle Ausgaben konsumtiver 

Natur sind. Es gibt viele rentierliche Ausgaben, die wiederum höhere Steuereinnah-

men und damit höhere Gesamteinnahmen zur Folge haben. Das können Sie natürlich 

nicht prognostisch in Heller und Pfennig ausrechnen. Deswegen haben sich diese Ein-

nahmeverbesserungen nicht in den Anträgen niedergeschlagen.

Ein Letztes noch: Unsere Anträge tauchen bei Ihnen als Nachläufer ein, zwei, drei, 

vier Jahre später auf. Der Kollege Güller hat völlig zu Recht darauf hingewiesen: Es ist 

eine Frage des Tempos. Ich sehe, was Sie von unseren Forderungen umgesetzt 

haben. Daher können wir ein Stück weit stolz sein. Ich sage innere Sicherheit, ich 

sage Justiz, ich sage Bildung, ich sage Staatsstraßen. Das ist ein deutlich anderes 

Signal als das Kaputtsparen von Edmund Stoiber vor zehn Jahren. Der Kollege Güller 

hat hier völlig zu Recht den Artikel 6b genannt. Er ist für mich ein Symbol dafür, wie 

man es nicht machen sollte. Der jetzige Finanzminister schlägt da einen deutlich an-

deren, realistischeren Weg ein. Er setzt das um, was wir fordern, wenngleich nicht in 

dem von uns gewünschten Tempo.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Frau Kollegin Stamm, Sie greifen den Finanzminister 

und die Bayerische Staatsregierung dafür an, dass sie die Kasse plündern. Ich muss 

bei allem Respekt sagen, dass das ein Stück weit an der Realität vorbeigeht.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Thomas Goppel (CSU))

Man muss die Staatsregierung dort kritisieren, wo man sie zu kritisieren hat. Jetzt 

mache ich mal den Vergleich mit anderen Bundesländern, den ich normalerweise ab-

lehne, aber hier muss man das mal bringen. Nach dem Krieg haben alle bei null ange-
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fangen. Irgendwoher muss es kommen, dass Bayern etwas besser dasteht als ande-

re, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Es sind noch einige Punkte offen. Ich komme zum Thema Länderfinanzausgleich. 

Vielleicht traut sich der Herr Staatsminister nachher, das zu sagen. Ich bin gespannt. 

Da haben wir eine ähnliche Erwartungshaltung gehabt, die in den Verhandlungen lei-

der nicht einmal zur Hälfte erfüllt worden ist. Das Ergebnis bleibt um über 50 % hinter 

unseren Erwartungen zurück. Wenn hier das Ergebnis herausgekommen wäre, das 

Sie, Herr Finanzminister, zu Recht prognostiziert haben, dann hätten wir für unsere 

Bürger erheblich mehr Möglichkeiten, Geld auszugeben und die Verhältnisse in Bay-

ern noch besser zu machen.

Wenn ich "Länderfinanzausgleich" sage, dann muss ich auch das Thema "Verlagerung 

von Kompetenzen im Bundesfernstraßenbau an den Bund" ansprechen. Das ist ein 

Schildbürgerstreich. Es sieht zwar so aus, als ob die zweispurigen und die vierspuri-

gen Bundesstraßen in Bayern bleiben. Aber das wird natürlich mit erhöhten Kosten 

und erhöhtem Finanzaufwand verbunden sein. Aber vielleicht, Herr Staatsminister, 

haben Sie dann die geniale Idee, für diese Bundesstraßen in bayerischer Hand eine 

Regionalmaut für die Norddeutschen zu verlangen.

Wir hatten das Thema zweite Stammstrecke angesprochen. Dazu müssen wir natür-

lich etwas sagen. Der Bedarf für eine Verbesserung ist augenfällig, und zwar nicht nur 

für die Menschen in München und Oberbayern. Das wird manchmal etwas verkürzt 

dargestellt. Das hat natürlich auch Auswirkungen auf weitere Gebiete Bayerns. Wir 

brauchen eine realistische Lösung. Wir brauchen keinen Transrapid 2 und kein Mün-

chen 24, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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An der zweiten Stammstrecke und am Verkehrsausbau hängen natürlich noch andere 

Dinge. Ich nenne S-Bahn-Außenäste und – als Allgäuer Abgeordneter ist mir das ge-

stattet – den Regionalverkehr in das Allgäu; denn daran hängt der Verkehr in die 

Schweiz. Daran hängen der Verkehr ins Allgäu und natürlich nach Oberbayern. Das ist 

exemplarisch. Das betrifft natürlich alle vier Himmelsrichtungen, von München aus be-

trachtet. Aber ich denke, der Westen ist hier besonders betroffen. Hier stehen noch er-

hebliche Aufgaben vor uns.

Ich komme zu einem sehr unrühmlichen und unerquicklichen Punkt. Wir haben in den 

letzten Tagen 70 Jahre Bayerische Verfassung gefeiert. Da wäre es für dieses Haus 

vielleicht nicht schlecht gewesen, sich den Artikel 70 Absatz 2 der Bayerischen Verfas-

sung anzusehen. Dort heißt es: "Auch der Staatshaushalt muß vom Landtag durch for-

melles Gesetz festgestellt werden". – Wenn ich dann – da gebrauche ich gern das 

Wort von der Kollegin Stamm – von der "Verzwergung" dieser Fraktionsreserve höre, 

dann muss ich sagen: Das ist ein Stück zum Fremdschämen, liebe Kolleginnen und 

Kollegen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir sind der Haushaltsgesetzgeber und niemand anderer sonst. Im Übrigen stimmt es 

gar nicht, dass das eure Fraktionsreserve ist. Wir haben fast allen euren Anträgen zu-

gestimmt. Also sind das Anträge, die von der CSU eingebracht, von uns für sinnvoll 

erachtet und mitgetragen wurden. Deswegen haben wir sie gemeinsam beschlossen. 

Deswegen können Sie nicht rausgehen und sagen: Das haben wir dem Land als Seg-

nung überbracht,

(Thomas Kreuzer (CSU): Sie lehnen den Gesamthaushalt ab, Herr Pohl!)

es sei denn, Herr Kollege Kreuzer, Sie sind der Meinung, dass nur die Mehrheitsfrak-

tion und die Regierung die Verantwortung für eine Politik tragen. Ich sehe das ein 

wenig anders. Das muss man ein wenig differenziert sehen. Politik geht nicht so, dass 

die einen arbeiten und die anderen motzen, sondern man muss konstruktiv zusam-
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menarbeiten. Das heißt auch, dass wir anerkennen und es mittragen, wenn Sie etwas 

gut machen. So halten wir das, seit wir hier im Bayerischen Landtag sind. Wir dürfen 

aber erwarten, dass man sich mit unseren Anträgen konstruktiv auseinandersetzt und 

ihnen, wenn sie gut sind, gleich zustimmt und nicht wartet, bis man sie selber stellen 

kann.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Selbstverständlich würden wir einem Haushalt zustimmen, wenn es ein Haushalt des 

gesamten Hauses wäre. Aber so klein kann man sich nicht machen, wenn man in über 

900 Fällen niedergebügelt wird, egal ob es um 20.000 Euro oder um 200 Millionen 

Euro geht. Dann gebietet es im Grunde genommen die Selbstachtung, dann nicht zu 

sagen, dass man dem zustimmt, wenn die Mehrheitsfraktion einem ständig die rote 

Karte zeigt. Sie müssten hier etwas konzilianter sein und sagen: Wir betrachten dieses 

und jenes als sinnvoll, erachten es aber momentan als noch nicht in vollem Umfang 

umsetzbar.

Man könnte zum Beispiel beim kommunalen Finanzausgleich Kompromisse schließen 

und sagen: Das Ziel von 15 % von der Verbundmasse, das die FREIEN WÄHLER seit 

Jahren fordern und das auch SPD und GRÜNE haben wollen, ist gut und richtig, ihr 

wollt jetzt auf 13,5 %, das ist uns jetzt noch zu viel, wir müssten langsamer vorange-

hen. – So könnte man Kompromisse schließen. Dann könnte man Haushalte verab-

schieden, die von größeren Mehrheiten getragen werden. Aber solange das so läuft, 

ist das ein frommer Wunsch und tatsächlich Träumerei. Wir hoffen allerdings, dass 

dieser Traum mal Realität wird; denn die Menschen draußen erwarten konstruktive 

Politik zum Wohle des Freistaats Bayern. Herr Kollege Winter, jetzt sind Sie da. Las-

sen Sie mich bitte zum Abschluss noch eine kleine Bemerkung machen, weil Sie das 

so nett geschildert haben,

(Peter Winter (CSU): Ich bin nett! – Heiterkeit bei der CSU)
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wie Politiker der Opposition Sie aus dem Bild drängen, wenn Bänder durchgeschnitten 

werden. Ich stelle mir das gerade zwischen Hans Jürgen Fahn und Ihnen bildlich vor.

(Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))

Ich werde das, was Sie sagen, aufgreifen, Kollege Winter, und werde die Journalisten 

beim nächsten Banddurchschneiden bitten, dass sie den Kollegen Pschierer neben 

mir angemessen ins Bild setzen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Unruhe bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Jetzt habe ich für die CSU-Fraktion 

Herrn Kollegen Herold auf der Rednerliste. Bitte schön, Herr Kollege.

Hans Herold (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr verehrten Damen und Herren! Lieber Kol-

lege Pohl, wenn Sie bei der Verabschiedung eine größere Mehrheit haben möchten, 

können Sie diesem wunderbaren Haushalt für die Jahre 2017/2018 mit Ihren 19 Stim-

men zustimmen.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte in aller Kürze noch Aussagen zu einigen Themenbereichen machen, zu-

nächst zum Länderfinanzausgleich. Ich habe die Diskussion der letzten Jahre hier im 

Hohen Haus verfolgt und habe nicht festgestellt, dass jemand, insbesondere von Ihrer 

Seite, erwartet hat, dass irgendwelche Verbesserungen für den Freistaat eintreten 

könnten. Deswegen bin ich unserem Ministerpräsidenten Horst Seehofer und unserem 

Finanzminister Markus Söder sehr dankbar, dass ein großartiger Erfolg für unseren 

Freistaat Bayern erzielt wurde. Herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))
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Entscheidend, lieber Herr Kollege Pohl, waren nicht die 1,31 Milliarden Euro, sondern 

einfach der Aufwuchs. Sie wissen doch genauso gut wie ich, dass beim Länderfinanz-

ausgleich quasi der Aufwuchs das Problem war. Das konnten wir in den Verhandlun-

gen nun verändern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein Thema ist mir noch wichtig, das Herr 

Güller angesprochen hat, nämlich das Thema des Artikels 6b. Herr Güller, Sie wissen 

ganz genau, dass immer dann, wenn dies notwendig war, Verbesserungen vorgenom-

men oder Ausnahmen gemacht wurden, insbesondere in wichtigen Bereichen, zum 

Beispiel im Bereich der Bildung, im Bereich der inneren Sicherheit oder im Bereich der 

Justiz. Sie wissen auch, dass wir beim Nachtragshaushalt 2016 vor großen Herausfor-

derungen standen, insbesondere wegen der Flüchtlingssituation und der Integration. 

Deswegen haben wir trotz des Artikels 6b immerhin 5.400 Stellen beschlossen, natür-

lich insbesondere im Bereich der Bildung, aber auch in anderen Bereichen, die ich so-

eben schon angesprochen habe. Sie wissen auch, dass wir immer wieder entspre-

chend reagieren, zum Beispiel bei diesem Haushalt im Bereich der Staatlichen 

Bauämter, lieber Peter Winter, liebe Kolleginnen und Kollegen vom Ausschuss, und 

auch bei den Ämtern für Ländliche Entwicklung und in den Bereichen Bildung, Justiz, 

innere Sicherheit und Integration.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Ein Thema möchte ich noch ganz deutlich ansprechen, liebe Kollegin Claudia Stamm 

– bedauerlicherweise ist sie jetzt nicht da –, nämlich das Thema Rücklagenentnahme 

und Rücklagenentwicklung. Wir führen hier wirklich eine Luxusdiskussion. Die meisten 

anderen Länder in Deutschland wären froh, wenn sie überhaupt eine Haushaltsrückla-

ge hätten. Nennen Sie mir doch ein Bundesland in Deutschland, das überhaupt eine 

ordentliche Haushaltsrücklage hat.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)
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Unsere Rücklage wurde aus Haushaltsüberschüssen, also aus Mitteln aufgebaut, die 

wir selber erwirtschaftet haben. Ich kann die Diskussion einfach nicht verstehen. Ich 

spare ja auch im privaten Bereich gewisse Mittel an und nehme dann, wenn ich Geld 

für bestimmte große Herausforderungen brauche, Mittel aus der Haushaltsrücklage. 

Das ist doch ganz normal.

(Peter Winter (CSU): Wenn man eine hat!)

Wir sind dadurch auch in der Lage, für in die Zukunft gerichtete Maßnahmen auf unser 

"Girokonto" statt auf neue Kredite zurückzugreifen, anders als zum Beispiel Baden-

Württemberg oder Nordrhein-Westfalen. Man sollte auch einmal sagen, liebe Claudia 

Stamm – jetzt ist sie auch da –, dass die geplanten Rücklageentnahmen im Wesentli-

chen – da sollte man aufpassen; das ist ganz wichtig – der Finanzierung der Zuwan-

derungs- und der Integrationskosten dienen und für Finanzhilfen nach Unwetter- und 

Hochwasserschäden wie vom Mai und Juni 2016 verwendet werden. Ich kenne kein 

anderes Bundesland, in dem es im Jahr 2016 ebenfalls Hochwasser gab und Mittel 

zur Verfügung gestellt wurden, um den durch das Hochwasser Geschädigten zu hel-

fen.

Im Doppelhaushalt 2017/2018 nehmen wir insgesamt 4,7 Milliarden Euro für die wich-

tigen Themen Flüchtlinge und Integration in die Hand, und in den letzten Jahren wur-

den über 9 Milliarden Euro für diesen Bereich aufgewandt. Man muss doch Verständ-

nis haben, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass wir da auf unsere Rücklagen 

zurückgreifen.

Immer wieder angesprochen wird die Barrierefreiheit bis 2023. Sie wissen, dass das in 

der Regierungserklärung von Horst Seehofer angekündigte Sonderinvestitionspro-

gramm "Bayern barrierefrei 2023" seit dem Doppelhaushalt 2015/2016 abgearbeitet 

wird. Auch im Regierungsentwurf zum Doppelhaushalt 2017/2018 sind hierfür immer-

hin rund 235 Millionen Euro vorgesehen. Ich kann nicht verstehen – das muss ich 

ganz ehrlich sagen –, warum Sie immer wieder die Bahnhöfe so massiv ansprechen. 
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Natürlich tun wir auch etwas für die Bahnhöfe; aber wir sind doch für die Bahnhöfe gar 

nicht zuständig. Die Zuständigkeit liegt, wie Sie alle wissen, bei der Deutschen 

Bahn AG und beim Bund.

(Beifall bei der CSU)

Am Schluss noch einmal ein Dankeschön an unseren Finanzminister und alle, die be-

teiligt waren, natürlich auch an die Kolleginnen und Kollegen im Haushaltsausschuss. 

Ich möchte den Dank an alle Fraktionen weitergeben. Wir haben im Ausschuss – das 

muss ich ganz ehrlich sagen – ein sehr, sehr gutes Verhältnis, auch aufgrund der 

guten Führung durch unseren Vorsitzenden Peter Winter. Meine sehr verehrten 

Damen und Herren, wir können heute gemeinsam, vielleicht sogar mit den Stimmen 

der FREIEN WÄHLER, was Herr Pohl vorhin angesprochen hat, einen sehr, sehr 

guten Doppelhaushalt für die Jahre 2017/2018 verabschieden.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kollege. – Jetzt darf ich für die SPD-

Fraktion Frau Kollegin Biedefeld das Wort erteilen. Bitte schön, Frau Kollegin.

Susann Biedefeld (SPD): Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Nach 

fast drei Tagen Haushaltsberatungen stimme ich in einer Sache den Vorrednerinnen 

und Vorrednern der CSU durchaus zu: Bayern geht es aktuell, finanziell gesehen, ver-

gleichsweise gut. Das stimmt. Das ist nicht zu bestreiten. Dies ist aber – das wurde 

heute schon einmal von Kollegen gesagt – nicht allein das Verdienst der CSU, son-

dern es ist das Verdienst von vielen Menschen in diesem Land, von Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmern, von Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern, von Selbstständigen, 

von Firmen, von Handwerksbetrieben oder Unternehmen, wie auch immer. Es ist ein 

Verdienst von ganz vielen Menschen in diesem Land und auch – das sagen wir durch-

aus selbstbewusst – ein Verdienst der Opposition und damit der SPD hier im Baye-

rischen Landtag,
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(Lachen bei der CSU – Harald Güller (SPD): Bitte etwas Anstand!)

die genauso im Blick hat, Bayern positiv voranzubringen und zu entwickeln.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist nicht ausschließlich Ihr Verdienst.

Obwohl es Bayern derzeit recht gut geht, gibt es aus unserer Sicht in vielen Bereichen 

noch Verbesserungsbedarf bzw. Korrekturbedarf. Trotz Rekordhöhe des vorliegenden 

Doppelhaushalts fehlt es – das hat unser Fraktionsvorsitzender Markus Rinderspacher 

am Dienstag klargemacht – an ganz wichtigen Impulsen und Weichenstellungen für 

die künftige Entwicklung Bayerns. Mit unseren Anträgen haben wir über die Einzelplä-

ne hinweg genau dort angesetzt. Aus unserer Sicht haben Sie wirklich eine große 

Chance vertan.

Ein besonders wichtiges Ziel, an dem wir eigentlich noch stärker gemeinsam arbeiten 

müssen, zumal es Bestandteil der Bayerischen Verfassung ist, wird von der CSU 

gänzlich oder sehr oft ausgeblendet: Es ist die Schaffung gleichwertiger Lebensver-

hältnisse in ganz Bayern. Die vorgesehenen Behördenverlagerungen können nur ein 

Teil, ein wichtiger vielleicht, aber nur ein Teil, der Strategie sein. Darin stimme ich auch 

mit meinen Vorrednern überein. Aber es braucht noch viel mehr, um landesweit gleich-

wertige Lebensverhältnisse sicherzustellen.

Kolleginnen und Kollegen, wir haben als SPD-Landtagsfraktion dazu einen eigenen 

Nordbayernplan erarbeitet, der weit über die Vorschläge der Staatsregierung und ihren 

Heimatbericht hinausgeht. Er geht hinaus über eine Verlagerung des Ministeriums für 

Gesundheit und Pflege. Ich kann Ihnen die Lektüre des Nordbayernplans nur ans Herz 

legen. Sie finden darin garantiert viele gute Ideen und Impulse zur Förderung wirklich 

gleichwertiger Lebensverhältnisse. Wir haben nicht nur den Nordbayernplan erarbei-

tet, sondern stellen zu diesem Thema auch immer wieder eine Vielzahl von Anträgen, 

die Sie aber ablehnen. Uns ist immer das Ziel gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbe-
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dingungen in allen Landesteilen vor Augen, das auch in der Bayerischen Verfassung 

festgehalten ist.

(Beifall des Abgeordneten Harald Güller (SPD))

Ein weiteres Thema steht im Zusammenhang mit dem Einzelplan 13. Auch der Abbau 

der versteckten Verschuldung wegen fehlender Investitionen ist eine Großbaustelle, 

die uns in den nächsten Jahren bevorsteht, und wird für uns immer wieder Thema 

sein.

Die Investitionsquote ist seit Jahren am Sinken. Noch zu Beginn der Amtszeit von Mi-

nisterpräsident Stoiber lag sie bei über 20 %. Mit 11,8 % im Jahr 2017 und 11,5 % im 

Jahr 2018 sind wir davon inzwischen meilenweit entfernt. Die CSU versucht trotzdem, 

dies als Erfolg zu verkaufen. Tatsache ist jedoch, dass der Erhalt und der Ausbau un-

serer Infrastruktur so auf Dauer nicht gesichert werden können. Man muss klar sagen: 

Die CSU-Staatsregierung verschiebt damit die Lasten in die Zukunft, und dies auf 

Kosten zukünftiger Generationen.Stichworte dafür sind der Straßenbau, der Staats-

straßenbau, Brücken, energetische Sanierung von öffentlichen Gebäuden usw. Diese 

verstecke Verschuldung gilt es klar zu benennen, wenn über den aktuellen Entwurf 

zum Doppelhaushalt für die nächsten zwei Jahre gesprochen wird.

Ein weiteres Stichwort, wenn es um versteckte Verschuldung geht – auch das wurde 

heute schon angesprochen –, ist die unzureichende Pensionsvorsorge: 100 Millionen 

Euro. Kolleginnen und Kollegen, Sie wissen selbst, was 100 Millionen Euro in Anbe-

tracht dessen bedeuten, was wir hier an Herausforderungen haben, wenn wir auf die 

Notwendigkeiten beim Pensionsfonds sehen. Das ist völlig unzureichend. Oder den-

ken Sie auch an die pikanten Entwicklungen bei der BayernLB.

Wenn die CSU-Fraktion und die Staatsregierung mit den Haushaltszahlen prahlen, 

sollten sie außerdem auch ehrlich sein, ehrlich zum Beispiel dahin gehend, was den 

ganz tiefen Griff in die Rücklagen anbelangt. Die Rücklagen werden durch den vorlie-
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genden Haushaltsentwurf regelrecht geplündert. Ja, auch für uns ist dies so. Frau Kol-

legin Claudia Stamm hat das dargestellt, und wir sehen es ganz genauso.

Ende 2015 hatte der Freistaat eine Rücklage in Höhe von 6,1 Milliarden Euro; im 

Jahr 2018 werden lediglich noch rund 1 Million Euro an Rücklagen zur Verfügung ste-

hen.

(Staatsminister Dr. Markus Söder: 1 Million?)

– 1 Milliarde Euro, Entschuldigung! Vielen Dank, Herr Finanzminister. Ich bitte um Ent-

schuldigung.

(Kerstin Schreyer (CSU): Das ist ein kleiner Unterschied! – Unruhe)

Nein, da hat er recht. Ich greife das gerne auf. Ich bitte um Entschuldigung, wenn 

auch bei mir nach drei Tagen sehr aufmerksamen Verfolgens der Haushaltsdebatte 

hin und wieder einmal die Konzentration nachlässt. Danke schön für den Hinweis: 

Eine Milliarde Euro – das ändert aber nichts an der Tatsache, dass die Rücklagen ent-

sprechend geplündert werden.

Die Schuldentilgung – das ist ein interessanter Punkt – erfolgt somit nicht aus den lau-

fenden Einnahmen, sondern auch aus der Rücklage. Es werden sogar weniger Schul-

den getilgt, als aus der Rücklage entnommen wird. Mein Appell an die CSU und die 

Staatsregierung: Seien Sie endlich ehrlich zu den Bürgerinnen und Bürgern, und be-

nennen Sie auch diese Fakten, wenn Sie über die Haushaltslage sprechen.

Natürlich ist Schuldentilgung wünschenswert. Gleichzeitig kann man sich aber fragen, 

ob die Rechnung aufgeht, wenn dadurch notwendige Investitionen auf die lange Bank 

geschoben werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Investitionen, das wissen wir, liebe Kolleginnen und Kollegen, verringern nicht nur die 

versteckte Verschuldung, sondern schaffen auch zukünftig neues Wachstum und Ar-
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beitsplätze und führen damit zu mehr Steuereinnahmen. Eine höhere Investitionsquo-

te nutzt damit letztlich dem Staatshaushalt insgesamt, oder umgekehrt: Je länger wir 

die versteckte Verschuldung noch ausbauen, je länger wir zuschauen und nicht inves-

tieren, umso teurer wird es für die künftigen Generationen.

Trotz der von den Vorrednern der CSU hervorgehobenen Schuldentilgung und des 

dramatischen Eingriffs in die Rücklage verfehlt die CSU ihr selbst gestecktes Ziel bei 

Weitem. An diesem Ziel müssen Sie sich messen lassen und eingestehen, dass Sie 

das bisher nicht erreicht haben. Ich möchte dies aufzeigen am Thema "Schuldenfreier 

Haushalt", Ihrer Zielsetzung für 2030.

Wir haben das einmal durchgerechnet. Gehen wir einmal von 2018 aus, dann sind 

noch 28 Milliarden Euro in den nächsten Haushaltsjahren zu bestreiten. Bis 2030 noch 

28 Milliarden Euro heißt, Sie müssten künftig in jedem Jahr durchschnittlich 2,3 Milliar-

den Euro tilgen. Wie wollen Sie das schaffen, liebe Kolleginnen und Kollegen? Das 

kann nicht funktionieren, selbst bei einer Reduzierung der Zahlung in den Länderfi-

nanzausgleich ab 2020 um etwa 1,3 Milliarden Euro pro Jahr. Das kann nicht funktio-

nieren. Ich sage, hier handelt es sich um nichts anderes als um politische Propaganda 

der CSU-Staatsregierung.

Das Ergebnis der Verhandlungen zur Neuausrichtung des Länderfinanzausgleichs 

möchte ich ebenfalls noch ansprechen. Was haben Sie hier für große Ankündigungen 

und Versprechungen gemacht, bis hin zu Klagedrohungen und Beschimpfungen sogar 

gegen CDU und Finanzminister Schäuble. Große, leere Ankündigungen! Schauen wir 

uns das Ergebnis doch einmal an. Der Freistaat trägt weiterhin den Großteil der Las-

ten. Wie oft hat Herr Minister Söder gesagt, dass es genau darum gehe, nicht mehr 

den Großteil der Lasten zu tragen.

Bayern wird auch dann weiterhin den Großteil der Lasten tragen. Bei einer gleichmä-

ßigen Verteilung wäre außerdem jedes Bundesland um durchschnittlich 115 Euro pro 

Einwohner entlastet worden. Dies ist aber nicht der Fall. Der Freistaat Bayern zahlt pro 
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Kopf 106 Euro weniger in den Länderfinanzausgleich ein. Andere Bundesländer wer-

den weitaus stärker entlastet. Ich nenne einmal das Beispiel Thüringen – wir gönnen 

den Thüringern das, aber Thüringen oder der linke Ministerpräsident Thüringens hat 

anscheinend besser verhandelt. Thüringen bekommt jedes Jahr zusätzlich 219 Euro 

pro Einwohner. Ich muss sagen: Gute Verhandlungsergebnisse sehen anders aus. 

Sein Versprechen, Bayern werde nicht länger die Hauptlasten tragen, hat der Minister-

präsident folglich nicht eingelöst.

Umso wichtiger ist es, dass sich der Steuervollzug in Bayern weiter verbessert. Der 

Kollege Güller hat es heute früh schon einmal im Zusammenhang mit dem Einzel-

plan 06 angesprochen. Das ist uns ein ganz wichtiges Anliegen, und wir werden hier 

nicht locker lassen. Hier geht es um soziale Gerechtigkeit, um Steuergerechtigkeit.

Im Gegensatz zu Staatsminister Söder und der CSU wollen wir keine Steuergeschen-

ke für große internationale Unternehmen wie Apple. Das ist aus unserer Sicht gegen-

über dem steuerzahlenden Bürger und unseren kleinen und mittelständischen Unter-

nehmen nämlich mehr als nur ungerecht.

Wir fordern einen gerechten Steuervollzug, nicht Steuererhöhungen, nicht mehr Steu-

ern, sondern wir wollen einen gerechten Vollzug der Gesetze, die wir bereits haben. 

Dies ist nur möglich, wenn unsere Steuerverwaltung mit mehr Personal ausgestattet 

wird. Schaut man sich die Personalzahlen einmal an, stellt man fest, dass es 2006 

noch 16.695 Stellen an den bayerischen Finanzämtern gab. Zehn Jahre später sind es 

16.449, also 246 Stellen weniger, wobei – das muss man auch noch berücksichtigen 

–, 1.536 Stellen gar nicht besetzt sind.

Die laut ORH prekäre Finanzsituation an den bayerischen Finanzämtern ist außeror-

dentlich erstaunlich, da jeder zusätzliche Steuerprüfer ein Vielfaches an Steuereinnah-

men erbringt, als er den Staat an Personalmitteln kostet. Sie kennen die Zahlen. Bei 

der Betriebsprüfung könnten Mehreinnahmen in Höhe von 1,4 Millionen Euro, bei der 

Steuerfahndung in Höhe von 740.152 Euro und bei der Umsatzsteuersonderprüfung in 
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Höhe von rund 1,2 Millionen Euro erzielt werden. Bei diesen Zahlen sind die Personal-

kosten schon berücksichtigt; das muss man klar sehen.

Sie nehmen diese Einnahmequelle, die der Staat hätte, nicht wahr, und zwar politisch 

bewusst nicht wahr. Sie sagen den Kommunen: Schöpft erst einmal eure Einnahme-

quellen aus, und nur wenn ihr sie ausgeschöpft habt, dann bekommt ihr Zuschüsse 

oder kommt überhaupt in den Genuss von Darlehen. Der Freistaat Bayern schöpft po-

litisch ganz bewusst seine Einnahmequelle nicht aus.

Ein gerechterer Steuervollzug ist nur mit mehr Personal möglich. Das hat auch etwas 

mit sozialer Gerechtigkeit zu tun, ich sagte es. Bei aller Freude über die derzeit spru-

delnden Einnahmen muss auch festgestellt werden, dass jedes Jahr Millionen an 

Steuereinnahmen verloren gehen. Das sagt nicht nur die SPD oder die Opposition, 

sondern das sagt auch der Oberste Rechnungshof, der Ihnen das schon mehrmals 

ganz klar schriftlich bestätigt hat.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben das zum Einzelplan 13 auch als Antrag 

eingebracht und als Gegenrechnung, als einen Mosaikstein zum Ausgleich für unsere 

Änderungsanträge. Wir haben aufgezeigt, dass durch die von uns zusätzlich geforder-

te Personalausstattung im Jahr 2017 rund 160 Millionen Euro und im Jahr 2018 rund 

300 Millionen Euro Steuern zusätzlich eingenommen würden. Diese Mittel fließen bis-

her am Staatshaushalt vorbei. Mit diesen zusätzlichen Mitteln wollten wir unsere Ände-

rungsanträge ein Stück weit gegenfinanzieren; wir haben mehrere Vorschläge einge-

bracht.

Ein weiterer Gegenfinanzierungsvorschlag ist klar: Die Rückforderung der Darlehen, 

die an die Flughafen München GmbH ausgereicht worden sind. Diese Mittel in Höhe 

von rund 250 Millionen Euro könnten ebenfalls zur Finanzierung wichtiger Projekte 

eingesetzt werden, zur Gegenfinanzierung auch unserer Änderungsanträge. Schließ-

lich erfreut sich die Flughafen München GmbH einer sehr guten wirtschaftlichen Situa-

tion.
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Wir wissen, Sie bunkern hier das Geld für die zweite Stammstrecke; das wurde heute 

noch einmal klar zum Ausdruck gebracht. Wir haben ein anderes Vorgehen. Wir wol-

len, dass dieses Geld in den Haushalt fließt. Wir wollen die zweite Stammstrecke aus 

dem regulären Haushalt finanziert wissen.

Zu dem interessanten Konstrukt, dies abschließend, dass sich die CSU eine soge-

nannte Fraktionsreserve vorbehält, nur ganz kurz:Die Staatsregierung fügt ihrem 

Haushaltsentwurf jährlich einen Betrag – in diesem Fall sind es 50 Millionen – als so-

genannte Verstärkung von Investitionsmaßnahmen bei. Damit können die zusätzlichen 

Änderungsanträge der CSU-Fraktion finanziert werden. Wenn die darüber finanzierten 

Projekte für die CSU so wichtig sind, stellt sich für uns auf jeden Fall die Frage, warum 

Sie nicht von vornherein Anträge in den regulären Haushaltsberatungen stellen oder 

warum diese Änderungen nicht schon im Entwurf des Doppelhaushalts berücksichtigt 

werden. Dann aber könnten die CSU-Abgeordneten nicht mehr ihre Zuckerl verteilen, 

die Wahlkampfzwecken und dem Bedürfnis der CSU nach Sicherung der absoluten 

Mehrheit dienen. Das hat mit Parlamentarismus und Demokratie nichts, aber auch gar 

nichts mehr zu tun.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄHLERN)

Wir haben eine klare Linie gezeigt, wo unsere Schwerpunkte sind und wie wir Bayern 

positiv für die nächsten Jahre fortentwickeln wollen. Uns ist es leider nicht gelungen, 

mit Argumenten zu überzeugen. Das bedauern wir sehr. Aber wir werden nicht nach-

lassen, und viele Bürgerinnen und Bürger hätten sich gefreut, wenn unsere Anträge 

Berücksichtigung gefunden hätten. Das hätte den Freistaat Bayern insgesamt voran-

gebracht. Das war nicht möglich.

Trotzdem vielen Dank an alle, die im Haushaltsausschuss gearbeitet haben, an alle, 

die die Arbeiten vorbreitet haben, aber auch an die Kolleginnen und Kollegen im 

Haushaltsausschuss. Bei allen unterschiedlichen Meinungen haben wir trotzdem kon-
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struktiv zusammengearbeitet. Dafür ein herzliches Dankeschön, und vielen Dank für 

die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Jetzt hat sich Kollege Pohl zu einer Zwi-

schenbemerkung gemeldet.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Wir stimmen sicher 

darin überein, dass unsere Finanzbeamten in Bayern hervorragende Arbeit leisten und 

dass für sie ein Stellenaufwuchs angebracht und gerechtfertigt wäre. Stimmen Sie mit 

mir auch darin überein, dass es bei der Steuererhebung und beim Steuervollzug einen 

Grenznutzen gibt? Es ist nicht so, dass man immer mehr Prüfer einstellen muss, um 

immer mehr Steuereinnahmen zu erlangen. Es wird immer ein wenig der Eindruck ver-

breitet, dass ein Gutteil der Bürger des Freistaates Steuern verkürzen würde. Ich glau-

be, das ist nicht ihre Intention. Ich hoffe es nicht. Jedenfalls ist das nicht die Realität in 

Bayern.

Noch ein Punkt, der die Steuereinnahmen und Steuerprüfer betrifft: Ich meine schon, 

dass wir unserer bayerischen Steuerverwaltung insgesamt ein gutes Zeugnis ausstel-

len und nicht von einem ungeordneten Steuervollzug sprechen können.

Präsidentin Barbara Stamm: Bitte, Frau Kollegin.

Susann Biedefeld (SPD): Herr Kollege Pohl, wir reden von Steuergerechtigkeit und 

Steuervollzug. Wir haben nie gesagt, dass absolutes Chaos herrscht. Es gibt ganz 

viele Bürgerinnen und Bürger im Freistaat Bayern, die treu und brav ihre Steuern zah-

len. Viele haben gar keine Möglichkeit, irgendetwas am Finanzamt vorbei zu machen; 

denn den Arbeitnehmern wird die Steuer von vornherein von ihren Gehältern und Löh-

nen abgezogen. Sie machen dann eine Steuererklärung. Wir reden nicht von den vie-

len Bürgerinnen und Bürgern in diesem Land, die treu und brav ihre Steuern bezahlen.
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Sie müssen sich aber einmal den Prüfungszyklus bei Arbeitgebern und bei Unterneh-

men anschauen. Dieser Prüfungszyklus spricht Bände. Sie kennen die Zahlen. Wir be-

kommen von den verschiedensten Fraktionen immer wieder Anfragen dazu. Wir wis-

sen – das hat Kollege Güller heute früh beim Einzelplan 06 gesagt –, dass es einen 

Grenznutzen gibt. Das wissen wir durchaus. Wir wissen, dass unsere Finanzbeamtin-

nen und Finanzbeamten hervorragende Arbeit leisten. In der Finanzverwaltung findet 

eine hervorragende Arbeit statt. Wir wissen das, auch aufgrund der Einnahmen, die 

wir haben. Aber wir brauchen einen höheren Stellenaufwuchs. Wir versprechen uns 

davon wirklich enorme Mehreinnahmen für den Freistaat, um damit unseren Freistaat 

insgesamt positiv fortzuentwickeln.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Jetzt erteile ich das Wort Herrn Staatsminister Dr. Sö-

der. Bitte schön, Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Markus Söder (Finanzministerium): Frau Präsidentin, meine sehr 

verehrten Damen und Herren! Ich habe jetzt noch 44 Minuten Redezeit.

(Beifall bei der CSU – Markus Blume (CSU): Ausschöpfen!)

Eigentlich wäre jetzt eine gute Gelegenheit, noch einmal pädagogisch auf die Beiträge 

einzugehen, die von der Opposition gekommen sind. Nach den letzten Wochen 

scheint mir aber ein gewisser Lernerfolg wenig aussichtsreich.

(Beifall bei der CSU)

Deswegen möchte ich meinen kurzen Beitrag unter das Motto stellen, das ich immer 

gerne bei langen Einführungen mit langen Grußworten als Gebet halte; es heißt: Lie-

ber Gott, mach es flott.
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Deshalb drei Bemerkungen, meine Damen und Herren. Erstens. Vorhin wurde gesagt, 

in Bayern sei alles nur Glück. Heißt das dann, dass in Nordrhein-Westfalen alles nur 

Pech ist?

(Beifall bei der CSU)

Ich glaube, dass überall in Deutschland die Menschen fleißig sind und sich anstren-

gen. Den Unterschied macht letztlich die Politik. Wir waren einmal hinten, heute sind 

wir vorne; andere waren mal vorne und sind heute hinten. Das ist der Unterschied zwi-

schen Bayern und dem Rest der Republik.

(Beifall bei der CSU)

Zweitens. Es wurde gesagt, wir plünderten Bayern aus. Schauen Sie sich mal um, wie 

es anderswo mit dem Schuldenstand aussieht. Nordrhein-Westfalen hat viermal so 

viel Schulden. Das sind also die Viermal-Plünderer. Berlin hat doppelt so viel Schul-

den. Berlin plündert sowieso. Aber selbst Baden-Württemberg hat 50 % mehr Schul-

den als wir. Was haben wir? – Wir machen im Haushalt keine Schulden. Wir tilgen alle 

Schulden. Wenn ich immer wieder von den Rücklagen höre, muss ich Sie fragen: Was 

sind denn eigentlich Rücklagen? – Rücklagen sind erwirtschaftetes Gut. Die anderen 

haben gar keine Rücklagen, weil sie nichts erwirtschaften können. Das ist doch der 

fundamentale Unterschied.

(Beifall bei der CSU)

Nebenbei bemerkt: Es wurde gesagt, wir hätten Rücklagen von fast 9 Milliarden Euro. 

Wir haben 2018 nicht 1 Milliarde, sondern 2,3 Milliarden wegen der Steuereinnahmen, 

die aufgrund unserer Politik möglich sind, weil wir den Rahmen so setzen, dass es 

sich für die Wirtschaft lohnt, in Bayern zu investieren, und dass von dem Geld der 

Menschen auch etwas übrig bleibt. Wer glaubt denn eigentlich, dass die Bürger gerne 

dorthin gehen, wo ihnen nur etwas genommen wird? Wenn ich höre, dass wir eine 
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Kiessteuer einführen sollen, kann ich nur sagen: Sie wollen mit Kies auch nur Kohle 

machen. Das ist der Unterschied zwischen Ihnen und uns.

(Beifall bei der CSU)

Wir bleiben ganz klar dabei: Der Kurs, den wir hier in den letzten Tagen bestimmt 

haben, ist der solideste.

Zu den Kommunen noch eine Anmerkung. Wir haben jetzt viel geredet. Ich danke aus-

drücklich allen Rednern, die es klargestellt haben, Peter Winter, Martin Bachhuber und 

Hans Herold. Wir haben den höchsten Finanzausgleich aller Zeiten. Jetzt frage ich 

mich, wie man deswegen schimpfen kann. Man kann noch mehr fordern. Das ist in 

Ordnung. Fakt ist aber, dass wir seit allen Zeiten das meiste machen, dass wir bei den 

Schlüsselzuweisungen Rekordzuweisungen haben und dass wir das Instrument der 

Stabilisierungshilfen haben. Mit 150 Millionen ist das sechsmal so viel wie das, mit 

dem wir 2011 gestartet sind. Vielen Gemeinden, die dadurch eine Perspektive bekom-

men, ist das offenkundig. Darum möchte ich nach knapp vier Minuten mit einem Doku-

ment schließen, welches belegt, was man von unserer Finanzpolitik für die Kommunen 

hält. Es ist ein Schreiben des Fürther Oberbürgermeisters, das noch vor der Fahrstuhl-

sache geschrieben wurde. Er ist ein SPDler, der gewählt wurde.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Jetzt braucht ihr schon SPDler, die euch 

loben!)

– Hubert, du machst das nicht. Ich lese den Brief vor und möchte damit auch schlie-

ßen:

Sehr geehrter Herr Staatsminister, lieber Markus! Es ist mir ein großes Bedürfnis, 

dir und dem Freistaat Bayern für die beeindruckend hohe Summe an Stabilisie-

rungshilfen zu danken.

Ich darf dir gemeinsam mit unserer Stadtkämmerin sagen, dass wir mit dem Geld 

Schulden tilgen und weiter sparsam wirtschaften werden.
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Und jetzt kommt es; bitte für das Protokoll:

Die erfolgreiche Haushaltspolitik, die du für den Freistaat Bayern verantwortest, 

ist uns dabei ein Vorbild.

– Meine Damen und Herren, so ist es.

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CSU – Peter Winter (CSU): Können wir das 

als Weihnachtskarte haben?)

– Ich lege den Brief dann anbei und freue mich, dass die Sozialdemokraten nicht ein-

mal dann klatschen – das muss man sich einmal überlegen –, wenn eigene Leute, 

SPD-Oberbürgermeister etwas schreiben. Nehmt euch daran ein Beispiel.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Danke noch einmal an alle, die an der Bera-

tung mitgewirkt haben. Sie war wie immer intensiv, zuweilen auch lang, aber das Er-

gebnis zählt. Das Ergebnis nach dem heutigen Abschluss der Beratungen ist, dass die 

Bayern sagen können, dass sie die nächsten zwei Jahre wegen der Finanzen dank 

des Einsatzes des Bayerischen Landtags ruhig schlafen können. – Herzlichen Dank.

(Lang anhaltender lebhafter Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Staatsminister. Mir liegen keine wei-

teren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen damit 

zur Abstimmung. Kolleginnen und Kollegen, wir haben noch einiges vor uns. Daher 

darf ich Sie bitten, dies jetzt zum Abschluss noch gut über die Bühne zu bringen. 

Wenn wir jetzt zur Abstimmung kommen, werden die Tagesordnungspunkte wieder 

getrennt.

Ich lasse zunächst über das Finanzausgleichsänderungsgesetz 2017 abstimmen – 

das ist Tagesordnungspunkt 17.

Vorweg lasse ich über die vom federführenden Ausschuss zur Ablehnung vorgeschla-

genen Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/14275 und 17/14276 sowie 
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17/14277 abstimmen. Besteht damit Einverständnis, dass wir über die Änderungsan-

träge unter Zugrundelegung des Votums des federführenden Ausschusses insgesamt 

abstimmen? – Widerspruch erhebt sich nicht. Dann lasse ich so abstimmen.

Wer hinsichtlich der Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/14275 und 17/14276 

sowie 17/14277 mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion im jeweils federführenden Ausschuss für Staatshaus-

halt und Finanzfragen einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Danke 

schön. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Stimmenthaltungen? – Keine. Damit 

übernimmt der Landtag diese Voten. Damit sind die Änderungsanträge abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Gesetzentwurf. Der Abstimmung liegen 

der Gesetzentwurf auf der Drucksache 17/12805, der Änderungsantrag auf Drucksa-

che 17/14656 und die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für 

Staatshaushalt und Finanzfragen auf Drucksache 17/14638 zugrunde.

Den Gesetzentwurf empfiehlt der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-

nanzfragen zur Annahme mit der Maßgabe von Änderungen in Artikel 1 Absatz 1. Im 

Einzelnen verweise ich auf die Beschlussempfehlung auf Drucksache 17/14638.

Mit dem Änderungsantrag der CSU auf Drucksache 17/14656 sollen weitere Änderun-

gen in den Artikeln 13f und 13h vorgenommen werden. Im Einzelnen verweise ich auf 

die Drucksache 17/14656, die Ihnen mit den Plenarunterlagen übersandt wurde.

Wer diesem Änderungsantrag zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – 

Das ist die CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Die SPD-Fraktion, 

die Fraktion der FREIEN WÄHLER und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

Stimmenthaltungen? – Gibt es keine. Dann ist das so beschlossen.

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des federführenden Ausschuss und mit den 

weiteren Änderungen im Änderungsantrag auf Drucksache 17/14656 zustimmen will, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Die CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzu-
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zeigen. – Die SPD-Fraktion, die Fraktionen der FREIEN WÄHLER und von BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN. Danke. Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist das so be-

schlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 

Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich nicht. Wer dem Gesetzentwurf in der 

Fassung des federführenden Ausschusses und mit den im Änderungsantrag auf 

Drucksache 17/14656 genannten Änderungen seine Zustimmung geben will, den bitte 

ich, sich vom Platz zu erheben. – Das ist die CSU-Fraktion. Danke. Gegenstimmen 

bitte ich auf die gleiche Weise anzuzeigen. – SPD-Fraktion, Fraktionen der FREIEN 

WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Danke schön. Gibt es Stimmenthal-

tungen? – Keine. Das Gesetz ist damit angenommen. Es hat den Titel: "Gesetz zur 

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes (Finanzausgleichsänderungsgesetz 2017)".

Mit der Annahme des Gesetzes in der vorgenannten Fassung hat der Änderungsan-

trag auf Drucksache 17/14656 seine Erledigung gefunden.

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 13 – das ist Tagesordnungs-

punkt 18. Der Abstimmung liegen der Entwurf des Haushaltsplans 2017/2018, Einzel-

plan 13, die Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/14089 und 17/14655, 

17/14009 mit 17/14020, 17/13980 mit 17/13987 sowie 17/14225 mit 17/14239 und die 

Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und Fi-

nanzfragen auf Drucksache 17/14628 zugrunde.

Zunächst lasse ich, wie bereits zu Beginn der Beratung angekündigt, über den Ände-

rungsantrag von Abgeordneten der SPD-Fraktion auf Drucksache 17/14020 betreffend 

"Härtefonds zur Sanierung kommunaler Bäder" in namentlicher Form abstimmen. Der 

federführende Ausschuss empfiehlt die Ablehnung. Für die Stimmabgabe sind die 

Urnen auf beiden Seiten des Sitzungssaals bereitgestellt. Sind Sie damit einverstan-
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den, die für die Abstimmung zur Verfügung stehende Zeit auf drei Minuten zu verkür-

zen?

(Zahlreiche Zurufe: Ja!)

– Dann lasse ich nun abstimmen und bitte, die Stimmkarten einzuwerfen. – Drei Minu-

ten.

(Namentliche Abstimmung von 18.19 bis 18.22 Uhr)

Kolleginnen und Kollegen, die Zeit ist um. Ich schließe die Abstimmung, und die 

Stimmkarten werden ausgezählt. Ich bitte Sie, sich zu gedulden. Bevor wir weiterma-

chen können, brauchen wir ein erstes Ergebnis. –

(Unterbrechung von 18.22 bis 18.24 Uhr)

Kolleginnen und Kollegen, darf ich Sie bitten, die Plätze einzunehmen? Wir können 

jetzt in der Tagesordnung fortfahren. Ich darf zunächst einmal das Ergebnis der na-

mentlichen Abstimmung bekannt geben. Es ging um den Antrag betreffend "Härte-

fonds zur Sanierung kommunaler Bäder" auf Drucksache 17/14020. Mit Ja haben ge-

stimmt 42. Mit Nein haben gestimmt 86. Es gab 8 Enthaltungen. Damit ist dieser 

Änderungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 10)

Kolleginnen und Kollegen, der Einzelplan 13 wird vom federführenden Ausschuss für 

Staatshaushalt und Finanzfragen mit den in der Beschlussempfehlung auf der Druck-

sache 17/14628 aufgeführten Änderungen zur Annahme empfohlen.

Mit dem Änderungsantrag der CSU auf Drucksache 17/14655 sollen die Schlüsselzu-

weisungen und Zuweisungen für Maßnahmen gemäß Artikel 13f des Finanzausg-

leichsgesetzes angepasst werden. Im Einzelnen verweise ich hierzu auf die Drucksa-

che 17/14655, die Ihnen mit den Plenarunterlagen übersandt wurde. Wer diesem 
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Änderungsantrag seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – 

Das ist die CSU-Fraktion. Gegenstimmen! – Das sind die Fraktionen von SPD, FREI-

EN WÄHLERN und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine. Dann 

ist das so beschlossen.

Wer dem Einzelplan 13 entsprechend dieser Beschlussempfehlung und den weiteren 

Änderungen im Änderungsantrag auf Drucksache 17/14655 zustimmen möchte, den 

bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das ist die CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte 

ich auf die gleiche Weise anzuzeigen. – Das sind die Fraktionen der SPD, der FREI-

EN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine. 

Dann ist das so beschlossen.

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten zugleich die vom Ausschuss für 

Staatshaushalt und Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Änderungsanträge, 

soweit über sie nicht einzeln abgestimmt worden ist, als erledigt. Eine Liste dieser Än-

derungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 11)

Außerdem schlägt der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 

in seiner Beschlussempfehlung noch verschiedene Ermächtigungen für das Staatsmi-

nisterium der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat vor. Im Einzelnen verweise 

ich wiederum auf die Drucksache 17/14628. Wer dem zustimmen will, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREIEN WÄH-

LER und der GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. 

Dann ist das so beschlossen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, damit ist die Beratung des Einzelplans 13 abge-

schlossen. Mit der Annahme des Einzelplans 13 in der soeben beschlossenen Fas-

sung haben die Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/14089 und 17/14655 ihre 

Erledigung gefunden.
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Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den Entwurf des Haushaltsgeset-

zes 2017/2018. Das ist der Tagesordnungspunkt 19. Der Abstimmung liegen die Re-

gierungsvorlage auf Drucksache 17/12806, die Änderungsanträge auf den Drucksa-

chen 17/14287, 17/14657, 17/14282 mit 17/14285, 17/14278 mit 17/14281 sowie 

17/14286 und die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für Staats-

haushalt und Finanzfragen auf der Drucksache 17/14636 zugrunde.

Vorweg lasse ich über den vom federführenden Ausschuss zur Ablehnung vorgeschla-

genen Änderungsantrag auf der Drucksache 17/14284, wie von der SPD-Fraktion be-

antragt, in namentlicher Form abstimmen. Es kann mit der Stimmabgabe begonnen 

werden. Die Urnen stehen bereit.

(Namentliche Abstimmung von 18.29 bis 18.32 Uhr)

Die Zeit ist um. Ich beende die Abstimmung. Die Stimmkarten werden draußen ausge-

zählt. Ich bitte Sie, die Plätze einzunehmen, damit ich mit der Abstimmung fortfahren 

kann. Ich will weiter abstimmen lassen.

Ich fahre jetzt mit den Abstimmungen zu den übrigen Änderungsanträgen fort. Das 

sind die Änderungsanträge der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf den Drucksa-

chen 17/14278 mit 17/14281 und die Änderungsanträge der SPD-Fraktion auf den 

Drucksachen 17/14282 mit 17/14285 mit Ausnahme des Antrags der SPD auf Druck-

sache 17/14284, über den bereits namentlich abgestimmt wurde, und der Antrag der 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf der Drucksache 17/14286.

Besteht damit Einverständnis, dass wir über die vorgenannten Änderungsanträge 

unter Zugrundelegung des Votums des federführenden Ausschusses insgesamt ab-

stimmen? – Das ist der Fall. Der federführende Ausschuss empfiehlt die Ablehnung. 

Wer hinsichtlich der Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/14282 mit 17/14285 

mit Ausnahme der Drucksache 17/14284 sowie 17/14278 mit 17/14281 und 17/14286 

mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des Abstimmungsverhaltens 

Protokollauszug
92. Plenum, 15.12.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 75



seiner Fraktion im jeweils federführenden Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-

fragen einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktio-

nen. Ich bitte Sie, Gegenstimmen anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch 

keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten. Die Änderungsanträge sind abge-

lehnt.

Ich brauche noch ein bisschen, bis das Ergebnis der namentlichen Abstimmung vor-

liegt. Vielen Dank, dass das alles so gut und so schnell geht.

(Allgemeiner Beifall)

Ich gebe nun das Ergebnis der vorher durchgeführten namentlichen Abstimmung be-

kannt. Es ging um den Änderungsantrag der SPD betreffend "Schaffung verbesserter 

Beförderungsmöglichkeiten" auf der Drucksache 17/14284. Mit Ja haben 42 gestimmt. 

Mit Nein haben 87 gestimmt. Es gab 8 Enthaltungen. Damit ist dieser Änderungsan-

trag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 12)

Damit komme ich zur Abstimmung über den Gesetzentwurf. Der Abstimmung liegen 

der Gesetzentwurf auf Drucksache 17/12806, der Änderungsantrag auf Drucksa-

che 17/14657 und die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für 

Staatshaushalt und Finanzfragen auf Drucksache 17/14636 zugrunde. Den Gesetz-

entwurf empfiehlt der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 

zur Annahme mit der Maßgabe von Änderungen. Im Einzelnen verweise ich auf die 

Beschlussempfehlung auf Drucksache 17/14636.

Mit dem Änderungsantrag auf Drucksache 17/14657 sollen die Schlusssummen für 

die Haushaltsjahre 2017 und 2018 aufgrund der vorherigen Änderungen beim Einzel-

plan 13 angepasst werden. Im Einzelnen verweise ich auf Drucksache 17/14657, die 

Ihnen ebenfalls mit den Plenarunterlagen übersandt wurde.Wer dem Änderungsantrag 

zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die CSU-Fraktion. Ge-
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genstimmen? – Das sind die Fraktionen der SPD, der FREIEN WÄHLER und BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist das so beschlossen.

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des federführenden Ausschusses und den 

weiteren Änderungen im Änderungsantrag auf Drucksache 17/14657 zustimmen will, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die CSU-Fraktion. Ich bitte, Gegenstim-

men anzuzeigen. – Das sind die Fraktionen der SPD, der FREIEN WÄHLER und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist das ebenfalls be-

schlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge-

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 

Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich nicht. Wer dem Gesetzentwurf in der 

Fassung des federführenden Ausschusses und den weiteren Änderungen im Ände-

rungsantrag auf Drucksache 17/14657 seine Zustimmung geben will, den bitte ich, 

sich vom Platz zu erheben. – Das ist die CSU-Fraktion. Ich bitte, Gegenstimmen auf 

die gleiche Weise anzuzeigen. – Das sind die Fraktionen der SPD und der FREIEN 

WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist 

das Gesetz angenommen. Es hat den Titel: "Gesetz über die Feststellung des Haus-

haltsplans des Freistaats Bayern für die Haushaltsjahre 2017 und 2018 (Haushaltsge-

setz 2017/2018)".

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der soeben beschlossenen Fassung haben 

die Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/14287 und 17/14657 ihre Erledigung 

gefunden. Das Hohe Haus nimmt davon Kenntnis.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, damit sind die Haushaltsberatungen abgeschlos-

sen.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)
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Ich danke dem Hohen Haus und damit den Kolleginnen und Kollegen sowie den Mit-

gliedern der Staatsregierung für diese drei Tage, in denen sehr intensiv beraten und 

diskutiert worden ist. Ich danke Ihnen herzlich dafür. Ganz besonders möchte ich den 

Kolleginnen und Kollegen des Haushaltsausschusses danken. Ich danke insbesonde-

re dem Vorsitzenden des Haushaltsausschusses, Herrn Kollegen Winter.

(Beifall bei der CSU)

Selbstverständlich schließe ich auch den Stellvertreter des Haushaltsausschusses, 

Herrn Kollegen Güller, in den Dank mit ein.

(Allgemeiner Beifall)

Mein Dank gilt auch allen Berichterstatterinnen und Berichterstattern aus den jeweili-

gen Fraktionen. Ich danke Ihnen für die intensive Vorberatung und die Vorbereitung. 

Für die nächsten Jahre 2017 und 2018 können wir gemeinsam unsere Verantwortung 

für die Menschen in Bayern wahrnehmen. Herr Ministerpräsident, herzlichen Dank 

auch an Sie!

(Beifall bei der CSU)
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